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d
as Ausmaß der Corona-Pande-
mie hat uns alle überrascht und 
so manche hart erwischt. Nicht 

nur gesundheitlich, auch in sozialer 
und berufl icher hinsicht. Die SPERRE 
ist ebenfalls nicht von der Krise ver-
schont geblieben. Der eine oder die 
andere hat es vielleicht bemerkt: Un-
sere Frühjahrsausgabe, traditions-
gemäß die erste eines jeden Jahres, 
sollte laut Plan am 1. April 2020 er-
scheinen – erschienen ist sie zu die-
sem Termin jedoch nicht. Auch nicht 
an einem anderen tag im april. Dabei 
lag die ausgabe im märz druckferti g 
vor.

Doch dann kam die Corona­Krise und 
der damit verbundene gesellschaft-
liche sti llstand („Lockdown“). beides 
hat uns veranlasst, die Notbremse zu 
ziehen und die Ausgabe noch nicht 

Liebe Leserinnen und Leser, liebe Anzeigenkundinnen und -kunden,

für den Druck freizugeben. Wo auch 
hätten wir die fertigen hefte ausle­
gen sollen, wenn alle Gaststätten 
und Kneipen, Cafés, Kinos, Kioske, 
einkaufs­ und sonstige Läden sowie 
selbst die bildungseinrichtungen mit 
Publikumsverkehr geschlossen sind? 

Außerdem hat uns das Virus dazu ge-
zwungen, die neue Ausgabe zu über-
arbeiten. So haben wir etwa auf den 
terminkalender in der heft mitt e ver­
zichtet, weil er sich schlicht erübrigt 
hat: öff entliche Veranstaltungen fi e­
len der Pandemie so gut wie alle zum 
Opfer. Einige Anzeigen haben sich aus 
demselben Grund erledigt.  

Für die „viral“ bedingten Ände­
rungen und das verspätete Erscheinen 
dieser SPERRE bitt en wir sie um Ver­
ständnis. Wir wünschen Ihnen gleich­
wohl eine unterhaltsame Lektüre. 

Die Redakti on
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e D I t O r I a L  _ 

Nicht nur in der Krise ist ein starker Staat 

C
orona – so heißt das Virus und die der-
zeiti ge Krise, die es ausgelöst hat. Die Kri­
se, die mit ihrem gesellschaft lichen sti ll­
stand („Lockdown“) seit vielen Wochen 
die öff entliche Debatt e besti mmt und alle 
anderen themen übertönt. Was schon in 

der Frühphase der Corona-Pandemie klar geworden 
ist: In Krisenzeiten ist es gut und sinnvoll, wenn der 
staat und seine behörden der eigenen bevölkerung die 
richtschnur des handelns vorgibt – im Interesse aller. 
auch wenn das allerlei in den bundesländern eher der 
Profilierung von Ministerpräsidenten dient und die 
fehlende solidarität unter den Ländern europas ein 
anderes bild vermitt elt. 

Wer anderes als ein starker staat könnte verbindliche 
entscheidungen im sinne des gemeinwohls treff en, ohne 
zu sehr rücksicht auf private Interessen zu nehmen? Das 
wäre in anderen bereichen ebenso wünschenswert, 
nicht nur beim Seuchenschutz. Es wäre sogar erforder-
lich. Verbindliche Tarifverträge für alle Unternehmen 
einer branche, von denen sämtliche arbeitnehmer und 
arbeitnehmerinnen profi ti eren? mehr steuerprüfer und 
­prüferinnen, um für eine höhere steuergerechti gkeit zu 
sorgen? Das sind  lediglich zwei beispiele für handlungs­
möglichkeiten, bei denen der eingriff  des staates gefragt 
ist. entsprechende entscheidungen könnten helfen, die 
spaltung der gesellschaft  zu verringern, weil sie für alle 
bürger und bürgerinnen gelten.

staatliche entscheidungen mögen nicht immer po­
pulär sein und anfangs auf Widerstände stoßen, wie 
etwa vor Jahren die Gesetzgebung zum Nichtraucher-
schutz. Inzwischen sind rauchfreie Kneipen und 
restaurants längst akzepti ert, auch rau­
cher fi nden sie gut. Ohne sinnvolle und 
nachvollziehbare Vorgaben, die un-
terschiedslos für alle gelten, werden 
wir viele Probleme der zukunft  gar 
nicht lösen können. Denken wir nur 
an den Klimawandel. Außerdem 
ist es staatliche Pfl icht, für eine 
ausreichende Daseinsfürsorge 
zu sorgen, die allen bürgern, 
etwa im Gesundheitssystem, 
zuteil wird. Wer’s nicht glaubt, 

werfe einen blick auf die sogenannte supermacht usa, 
wo derzeit Millionen Menschen der Corona-Krise und 
ihren Folgen schutzlos ausgeliefert sind.

Die Krise hat viele gesellschaft liche Defi zite deutlich 
werden lassen, so im Gesundheitswesen und in der 
bildung. sie zeigt aber auch, wie wichti g menschen und 
ihre arbeit in berufen sind, die entweder schlecht be­
zahlt oder schlecht beleumundet sind und meist von 
Frauen ausgeübt werden: Krankenpfl egerinnen, alten­
pflegerinnen, Kassiererinnen, erzieherinnen, Lehre­
rinnen. In der Krise werden sie nun wohlfeil als helden 
beklatscht, als „systemrelevant“ gewürdigt. hoff entlich 
wird man sich daran nach der Pandemie erinnern.

Die off enbar gewordene spaltung ist in den vergange­
nen Jahrzehnten entstanden, als der Geist des Neolibe-
ralismus mehr und mehr Wirtschaft , Politi k und behör­
den besti mmt hat. markt gehe vor staat, so lautete sein 
Credo. Markthemmnisse seien radikal abzubauen. Also 
auch staatliche und andere regelungen oder Personal in 
Kontrollbehörden, schulen und Krankenhäusern. 

Wie schön und kaum zu glauben, dass jetzt auf einmal 
in der Corona­Krise eingefl eischte marktliberale den 
staat (wieder)entdecken. Die ersten von dem Virus in 
Deutschland infi zierten menschen gingen gerade durch 
die medien, da war bereits der ruf von Wirtschaft s­
verbänden oder auch von den Jungen Liberalen nach 
staatlichen hilfszahlungen und Krediten zu vernehmen. 
Selbst Verstaatlichungen großer Unternehmen wurden 
nicht mehr ausgeschlossen. Für solche Ideen hat ein 
gewisser Kevin Kühnert vor einem Jahr noch mächti g 
Prügel in den medien bezogen. aber wie schön auch zu 

sehen, dass sich ein deutscher Staat in der Kri-
se auf einmal mit einem umfangreichen 

hilfsprogramm solidarisch mit seinen 
bürgerinnen und bürgern zeigen 

kann, unbürokrati sch und schnell. 
Dies alles gehört off enbar zu einem 
„neuen normal“.

Und damit schließt sich vorerst 
der (Corona­)Kreis. bleiben sie 
gesund, liebe Leserinnen und 
Leser – und auf abstand!

Thomas KrämerF
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W ie viele Wohnungen in münster der Ferien­
vermietung dienen und nicht mehr zum dau-
erhaft en Wohnen zur Verfügung stehen, ist 
unklar. Laut einer Prüfung der stadt münster 

vom 3. Dezember 2019 wurden 375 Ferienunterkünft e ange­
boten, wovon mehr als die hälft e auf komplett e Wohnungen 
entf iel. man kann davon ausgehen, dass es sich bei einem 
hohen Prozentsatz um ungenehmigte Vermietungen, also 
zweckentf remdungen handelte. 

es ist nicht erlaubt, eine Wohnung ohne entsprechende 
genehmigung als Ferienwohnung zu vermieten. Durchaus 
möglich, dass dies in weiten teilen der öff entlichkeit immer 
noch nicht bekannt ist. Sogar innerhalb der Stadtverwaltung 
gab es hierüber in 2019 noch Unkenntnis.

Die Vorgeschichte

bereits 1971 wurden die bundesländer per gesetz ermäch­
ti gt, für gemeinden, in denen die Versorgung der menschen 
mit ausreichendem Wohnraum zu angemessenen bedin­
gungen besonders gefährdet ist, dem mangel durch rechts­
verordnungen entgegenzuwirken. 

Diese konnten etwa eine genehmigung für den Fall vor­
schreiben, wenn vorhandener Wohnraum anders als zum 
dauerhaften Wohnen genutzt werden soll. nordrhein­
Westfalen (nrW) hatte von dieser möglichkeit mit einer 

Zweckentfremdungsverordnung Gebrauch gemacht. Auch 
münster war einbezogen. Durch einen beschluss der dama­
ligen schwarz­gelben Landesregierung wurde diese Verord­
nung 2007 aufgehoben.

bis zum märz 2015 gab es keinerlei regelung, die ein ein­
greifen ermöglicht hätt e, wenn aus Wohnungen büros oder 
therapieräume wurden, Wohnungen leerstanden oder als 
Ferienwohnungen vermietet wurden. Eigentümer und Ei-
gentümerinnen von Wohnraum konnten in diesen acht Jah­
ren diesbezüglich tun und lassen, was sie wollten.

Das wirkt sich leider bis heute aus: Wohnungen, die schon 
vor 2015 als Ferienwohnung vermietet wurden, sind von 
der aktuell geltenden Wohnraumschutzsatzung nicht be­
troff en. gegen diese Vermieter bzw. Vermieterinnen kann 
juristi sch nicht vorgegangen werden, da es in dem genann­
ten Zeitraum ja nicht verboten war, die Miet- in eine Fe-
rienwohnung umzufunktionieren. Wegen der anhaltend 
geübten zivilgesellschaftlichen Kritik daran gerieten die 
angespannten Wohnungsmärkte jedoch in den Folgejahren 
zunehmend in den Fokus von öff entlichkeit und Politi k. 

nach dem regierungswechsel trat 2014 in nrW das Woh­
nungsaufsichtsgesetz (Wag) in Kraft . Dieses gibt Kommu­
nen Instrumente an die hand, gegen Vermieter oder Ver­
mieterinnen vorzugehen, die Wohnungen unnötig leer­
stehen oder verwahrlosen lassen oder sie gewerblich als 

Haben Sie schon einmal im Internet auf den 
gängigen Portalen Airbnb oder Booking.com 
nach einer Ferienwohnung in Münster gesucht? 
Es ist interessant, was alles angeboten wird. 
Da drängt sich die Frage auf, ob dieser 
Wohnraum nicht eigentlich dauerhaft 
vermietet werden müsste. 

 
erienwohnung
zu vermieten

Günstige

Warum eine Wohnraumschutzsatzung 

für Münster sinnvoll ist

Ein Gastbeitrag von Ulla Fahle 1
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Ferienwohnungen vermieten. hiervon machte münster 
gebrauch und erließ eine Wohnraumschutzsatzung, die im 
märz 2015 in Kraft trat. satzungen haben eine gültigkeit von 
fünf Jahren. Es war also notwendig, in diesem Jahr eine neue 
satzung auf den Weg zu bringen. am 12. Februar wurde sie 
vom rat der stadt münster beschlossen, am 21. märz 2020 
trat die neue Wohnraumschutzsatzung in Kraft.

Was kann die Wohnraumschutzsatzung leisten?
es geht grundsätzlich, wie es in dem Wag des Landes heißt, 

um die sicherstellung einer ausreichenden Wohnraumversor-
gung der bürger und bürgerinnen. ziel ist es, eine Vergröße-
rung des Wohnungsnotstandes zu verhindern. Die stadt mün-
ster kann also mit hilfe der satzung gegen eine unzulässige 
zweckentfremdung vorgehen.

eine zweckentfremdung liegt insbesondere vor, wenn der  
Wohnraum
• überwiegend für gewerbliche oder berufliche zwecke ver-

wendet oder überlassen wird, 
• für die Zwecke einer gewerblichen Zimmervermietung 

oder für Zwecke der Fremdenbeherbergung überlassen 
oder genutzt wird. Eine gewerbliche Zimmervermietung 
liegt vor, wenn der Wohnraum von einem gewerblichen 
Zwischenmieter oder vom Eigentümer jeweils nur für kur-
ze Dauer an häufig wechselnde nutzer überlassen wird 
und dabei eine miete erzielt wird, die bei einer auf Dauer 
angelegten Vermietung nicht zu erzielen wäre. Eine Über-
lassung nur für kurze Dauer an häufig wechselnde nutzer 
liegt insbesondere vor, wenn diese die räume nur vor­
übergehend ohne meldung als Wohnsitz nutzen. 

• baulich derart verändert oder in einer Weise genutzt wird, 
dass er für Wohnzwecke nicht mehr geeignet ist, 

• länger als drei Monate leersteht, 
• ganz oder teilweise abgebrochen wird. 

Das klingt alles sehr beeindruckend. allerdings gibt es im 
weiteren Text der Satzung auch viele Einschränkungen, wann 
eine zweckentfremdung nicht vorliegt. Wer dies im einzelnen 
nachlesen möchte, findet die satzung im Internet auf der 
seite der stadt münster/amt für Wohnungswesen. Die Wohn-
raumschutzsatzung ermöglicht es der Verwaltung, gegen un-
zulässige zweckentfremdungen vorzugehen. In der Kommuni-
kation mit den eigentümern kann sie notfalls bußgelder und 
wohnungsrechtliche anordnungen zur Wiederherstellung der 
Wohnnutzung anordnen. sogar geldbußen bis zu 50.000 euro 
können verhängt werden.

Ein Beispiel
Sie wohnen als Mieter oder Mieterin in einem Vier-Parteien-

haus und Ihre nachbarn ziehen aus. nach einiger zeit stellen 
sie fest, dass sich wechselnde Personen, häufig mit rollkoffer 
und überwiegend zum Wochenende, in der nachbarwohnung 
aufhalten. Von montag bis Freitag steht die Wohnung häufig 
leer. auch im haus insgesamt ändert sich was: es ist jetzt oft 
sehr unruhig. Wer hat alles zugang zum haus, zum Keller? 
Die treppenhausreinigung wird nicht mehr von dieser Woh-

nungspartei mitübernommen. Die Kommunikation im haus 
verändert sich. 

auf nachfrage oder bei der recherche im Internet finden 
Sie heraus, dass diese Nachbarwohnung zu einem sehr guten 
Preis als Ferienwohnung angeboten wird. 

erhält das amt für Wohnungswesen Kenntnis davon, dass 
diese Wohnung nicht mehr dem Wohnungsmarkt zur Verfü-
gung steht, wird dem nachgegangen. Sollte sich die Annahme 
bestätigen, kann angeordnet werden, diesen Wohnraum wie-
der auf dem regulären Wohnungsmarkt anzubieten, eventuell 
unter androhung eines bußgeldes. 

Die Realität

Es ist in der Praxis ausgesprochen mühsam festzustellen, 
wer eine Ferienwohnung in unzulässiger Weise anbietet. Die 
genauen Adressen sind nicht genannt, es gibt lediglich eine 
Kontaktperson, meistens nur einen Vornamen. Wird auf die 
Vermietung als Ferienwohnung durch betroffene nachbarn 
hingewiesen, lassen sich die anbietenden in der regel schnell 
feststellen. ansonsten muss man als Interessent bzw. Interes-
sentin auftreten, um überhaupt in Kontakt zu anbieter oder 
Anbieterin zu kommen.

In berlin, bayern und hamburg ist dies mittlerweile ein-
facher geworden, da es dort eine registrierungspflicht 
gibt. Dafür sorgt in allen drei bundesländern ein eigenstän-
diges gesetz. es regelt alles – über die anzeige, registrie-
rung und auch Sanktionierung –, was bei der Nutzung von 
Wohnungen als Ferienwohnungen via Online­Plattformen 
zu regeln ist.

In nrW gibt es so etwas bislang nicht. es ist unbedingt 
notwendig, dass für diesen bereich endlich die gesetzlichen 
Voraussetzungen geschaffen werden. Immerhin gibt es in-

erienwohnung
zu vermieten

Die Wohnraumschutzsatzung ermöglicht es der Verwaltung, 

                gegen unzulässige Zweckentfremdungen vorzugehen.
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zwischen Forderungen vom städtetag nrW, das Wohnungs­
aufsichtsgesetz entsprechend zu ändern. Das ziel besteht 
darin, mit neuen rechtssicheren Instrumenten wirksam gegen 
illegale Kurzzeitvermietungen vorzugehen und vorbeugend 
künft ige illegale gewerbliche Vermietungen von Wohnungen 
an touristen zu verhindern. Dafür ist eine registrierungs­
pfl icht gepaart mit durchsetzbaren Kontroll­ und sankti ons­
mechanismen zu fordern. 

gegenwärti g ist allerdings zu bezweifeln, dass die Düssel­
dorfer Landesregierung dazu bereit ist. Im Koaliti onsvertrag 
hatt e sie noch angekündigt, den Kommunen die möglichkeit 
zu nehmen, Wohnraumschutzsatzungen zu erlassen. selbst 
wenn es danach aktuell nicht aussieht, wird vermutlich die be­
reitschaft , Voraussetzungen für eine eff ekti ve umsetzung der 
bestehenden regelungen zu schaff en, kaum gegeben sein.

Was ist zu tun?
es muss ein bewusstsein dafür geschaff en werden, dass die 

wiederholte Vermietung von Wohnungen zu touristi schen 
zwecken unzulässig ist. Das ist kein Privatvergnügen, son­
dern der für uns alle nicht hinnehmbare Entzug von dringend 
benöti gtem Wohnraum. Viele städte machen durch Plaka­

takti onen darauf aufmerksam, dass die Vermietung von Feri­
enwohnungen nur mit genehmigung zulässig ist. In münster 
fehlt es bislang an entsprechenden Informati onen.

Des Weiteren muss die satzung auch angewendet werden. 
Dies erfordert ausreichend Personal, um eff ekti v und schnell 
handeln zu können. es darf nicht sein, dass von dem hinweis 
auf eine möglicherweise unzulässige Ferienwohnung, auf 
einen Leerstand oder nutzung einer Wohnung ausschließlich 
als büroraum, bis zur ersten nachfrage, wer eigentümer oder 
Eigentümerin ist, Monate vergehen. 

Die Landesregierung muss so schnell wie möglich das Woh­
nungsaufsichtsgesetz ändern, damit die Voraussetzungen 
für ein wirksames handeln geschaff en werden. Ohne eine 
registrierungspfl icht für Kurzzeitvermietungen, verbunden 
mit Kontroll­ und sankti onsmöglichkeiten, wird der Ferien­
wohnungsmarkt weiter zulegen und den Wohnungsmarkt 
zusätzlich belasten.

FGünstige    erienwohnung zu vermieten

fast umsonst - mit dabei! 

... f ast umsonst - mit dabei! richtet sich an Menschen, die aufgrund 

von Erwerbslosigkeit, Erwerbsunfähigkeit und geringem Einkommen 

Unterstützung suchen. Ob es sich um ein Dach über dem Kopf, günsti ge 
Kleidung, preiswerte Möbel oder eine erschwingliche Mahlzeit handelt, 

hier fi ndet man Tipps zum Überleben in Münster. Informati onen und Adressen sind auch in Sachen 
Ämter, Beratung, Weiterbildung und Hilfe zur Selbsthilfe aufgeführt. Armut in Münster muss nicht ins 
gesellschaft liche Abseits führen. www.münster-fast-umsonst.de

1 Ulla Fahle ist Juristi n und arbeitet beim Mieter/innen-
Schutzverein Münster und Umgebung e.V.
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ie alten Mitstreiter und Mitstreiterinnen erinnern 
sich: Vor einem Vierteljahrhundert wurde der po-
liti sche Druck auf die arbeitsförderung massiv, ihr 

ihren sozialen auft rag zu nehmen. Während die gezählte ar­
beitslosigkeit sti eg und sti eg, in münster auf über 12.000 men­
schen, wurde bei der arbeitsförderung zunehmend gespart. 
Das Versagen des arbeitsmarktes lastete man zunehmend den 
arbeitslosen persönlich als Versagen an. Der damalige Chef 
des nestlé­Konzerns maucher bezeichnete sie sogar als „Wohl­
standsmüll“. und die Politi k nahm solche reden zum anlass für 
Kürzungen oder fühlte sich dazu getrieben. Die arbeitsförderung 
wurde manchen in jener Zeit auf einmal zu teuer, so dass alle 
möglichen staatlichen aufgaben gekürzt wurden – so auch bei 
schulsanierungen, Krankenpfl ege oder autobahnbrücken. 

In über 600 abm­stellen (arbeitsbeschaff ungsmaßnahmen) 
waren damals in Münster Arbeitslose im Arbeitsmarkt gehal-
ten, stabilisiert und qualifi ziert worden. Weiter brachte das 
sozialamt über das Landesprogramm „arbeit statt  sozialhilfe“ 
(ass) sozialhilfebeziehende in arbeit. 

Viele dieser abm und ass­stellen waren bei sozialen trä­
gern angesiedelt, die sich arbeitsförderung zum thema ge­
macht hatt en. um den sinn ihrer arbeit deutlich zu machen 
und gemeinsam zu handeln und zu verhandeln, taten sie sich 
in dem arbeitskreis „Quada – Qualifi zierung durch arbeit“ 
zusammen. Quada führte Verhandlungen mit münsters 
arbeitsamt, als dieses sich nicht mehr in der Lage sehen 
wollte, in arbeitsförderung einen sozialauft rag zu sehen. 
auf mülltonnen wurde getrommelt, um öff entlich gegen die 
beleidigung als Wohlstandsmüll zu protesti eren. 

nicht laut genug, denn es kamen die hartz­reformen. 
armut und arbeitslosigkeit haben sich danach verfesti gt. 
als ausweg über arbeitsförderung gibt es heute ein teilha­
bechancenprogramm mit 120 Stellen in Münster, das ist ein 
bruchteil von früher. Die Quada­träger sind stark daran betei­

ligt. sie haben weitere angebote zur berufl ichen einglie derung 
in ihrem hand lungskatalog, beispielsweise beratung, Coaching 
oder beschäft igungsmaßnahmen für besondere gruppen wie 
menschen mit behinderung oder gefl üchtete. 

Insbesondere im vergangenen Jahrzehnt hat sich die Quada­
Zusammenarbeit verstärkt, etwa bei beruflichen oder bei 
Sprachschulungen, beim Eingliedern bestimmter Gruppen 
und eben im Verhandeln mit Geldgebern wie dem Jobcenter, 
der akti on mensch und anderen mehr.

Quada, das sind heute: 
alexianer Werkstätten; agbsa arbeitsgemeinschaft be­

triebssozialarbeit; begegnungszentrum Kinderhaus; Caritas 
Jugendausbildungszentrum Jaz; Caritas stromspar­Check; 
Chance e.V.; cuba; hFr rümpelfi x; FsP für soziale teilhabe und 
psychische Gesundheit
Kontakt: Chance e.V., Rainer Wick; Friedrich-Ebert-Straße 7/15, 
48153 Münster, Tel. (0251) 62 08 80

25 Jahre QuadA – 
     Qualifizierung durch Arbeit 

Münsters Beschäft igungsbetriebe feiern ihr Jubiläum
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Die nächste möglichkeit, zu einer Verbesserung 
zu kommen, ist die sogenannte Evaluation 
des Mindestlohngesetzes, eine Art Überprüfung durch 

die mindestlohnkommission, die in diesem Jahr ansteht. Dabei 
ist die Politi k parteiübergreifend gefordert, für eine deutliche 
erhöhung zu sorgen. Für weitere erhöhungen ist dann wieder 
die Kommission zuständig. Diese besteht aus sieben sti mmbe­
rechti gten mitgliedern: dem oder der Vorsitzenden und je drei 
Vertretern oder Vertreterinnen der gewerkschaft en und der 
arbeitgeber sowie aus zwei nicht sti mmberechti gten wissen­
schaft lichen mitgliedern. Der gesetzliche mindestlohn wird 
alle zwei Jahre neu festgelegt. 

Im Juni 2018 hatt e die mindestlohnkommission empfohlen, 
ihn in zwei schritt en zu erhöhen. mitt e 2020 wird sie eine 
empfehlung für die weitere erhöhung ab 1. Januar 2021 aus­
sprechen. sofern die bundesregierung dieser empfehlung 
zustimmt und sie per Verordnung umsetzt, wird der neue 
gesetzliche Mindestlohn entsprechend ab 2021 angehoben. 
angesichts drohender altersarmut ist eine deutliche erhö­
hung dringend geboten.

Der Staat ist gefordert
Problemati sch bleibt jedoch, dass es nach wie vor millionen­

fach betrügereien auf der arbeitgeberseite gibt. Das Potenti al 
an kriminellen arbeitgebern ist beträchtlich. Deshalb müssen 
die Kontrollen – auch zum Schutz der ehrlichen Arbeitgeber – 
verstärkt werden. Notwendig sind mehr verdachtsunabhängige 
sti chproben durch die Finanzkontrolle schwarzarbeit (FKs). Die 
beschäft igten sollten ihre arbeitszeiten dokumenti eren und 
Verstöße bei der FKs melden. Dafür braucht die beim zoll an­
gesiedelte behörde aber deutlich mehr Personal. Der geplante 
Stellenaufwuchs muss schnell in die Tat umgesetzt werden.

auch in der region münsterland hatt e es jüngst Prüfungen 
zur Einhaltung der aktuellen Mindestlohnregelungen gegeben. 
rund 30 beamte der FKs beim hauptzollamt münster beteili­
gten sich am 21. Januar 2020 an einer bundesweiten Kontrolle.
Die zöllner kontrollierten im rahmen der eintägigen akti on 
rund 150 Personen an ihrer Arbeitsstelle und befragten diese 
zu ihren beschäft igungsverhältnissen. Darüber hinaus über­
prüft en die beamten 65 arbeitgeber. schwerpunkte der mün­
sterlandweit durchgeführten Kontrollen bildeten die Städte 
borken, rhede, Dülmen, Lüdinghausen und münster. Im Fokus 
der Kontrollen standen bekleidungsgeschäft e, supermärkte, 
marktstände, Kioske, gastronomiebetriebe sowie Frisör­ 
und Kosmeti ksalons. bei den Kontrollen kam es in insgesamt 
17 Fällen zu unregelmäßigkeiten, so dass weitere Prüfungen 
durch das hauptzollamt münster notwendig werden. Dabei 
ergaben sich in sechs Fällen hinweise auf Verstöße gegen ak­
tuell geltende mindestlohnbesti mmungen. 

Niedriglöhne in Münster
Dem Dgb liegt für 2018 eine regionale auswertung des ar­

beitsmarktes durch die agentur für arbeit in hinblick auf nied­
riglohn vor. Demnach arbeiteten in münster 15.606 Personen 
und damit jeder siebte Vollzeitbeschäft igte zum niedriglohn. 
hierzu wurden alle gezählt, die weniger als 2203 euro brutt o 
verdienten. 

Die geschlechterdifferenzierte betrachtung ist ebenfalls 
aufschlussreich und bestäti gt die noch lange nicht erreichte 
gleichstellung von mann und Frau in der arbeitswelt. Lediglich 
34 Prozent aller Vollzeitbeschäft igten waren Frauen. Oben­
drein waren Frauen überproporti onal im niedriglohnbereich 

Arm trotz Arbeit
Niedriglohn und Minijobs sind die Garanten für Altersarmut, und die Zeche 
für Lohn­ und sozialdumping zahlt die allgemeinheit
Ein Gastbeitrag von Carsten Peters1

Der gesetzliche Mindestlohn ist zum 
1. Januar 2020 auf 9,35 Euro pro Stunde 
gestiegen. Zudem berät die Mindestlohn-
kommission der Bundesregierung in die-
sem Jahr über die nächste Erhöhung. 
Notwendig ist aus gewerkschaftlicher Sicht 
eine deutliche Anhebung, die sich an den 
tatsächlichen Lebenshaltungskosten orien-
ti ert, armutsfest ist und vor Altersarmut 
schützt. Aktuelle Berechnungen gehen von 
rund 12,63 Euro aus, die Orienti erung muss 
Richtung 13 Euro gehen. 

Illustrati on: Agneta Becker
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vertreten, jede fünft e vollzeitbeschäft igte Frau arbeitete un­
terhalb der Niedriglohnschwelle. 

auch das ausmaß der geringfügigen beschäftigung ist auf­
schlussreich. 39.755 menschen arbeiteten 2018 in münster in 
einem sogenannten minijob (450­euro­Job), wobei jeder dritt e 
geringfügig beschäft igte dies nebenberufl ich tat, da anscheinend 
ein Lohn zum Leben nicht reichte. trotz guter Wirtschaft slage 
ist dieses beschäft igungsverhältnis prekär sowie schlechter ent­
lohnt und deckt nicht einmal die Lebensunterhaltungskosten.

Eine grundlegende Reform der Minijobs ist 
erforderlich
Der Dgb fordert seit Langem eine grundlegende reform 

der minijobs, statt  über eine erhöhung der einkommensgren­
zen zu diskuti eren. neben dem unerkannt schlummernden 
Fachkräft epotenti al ist die höchstgrenze beim Verdienst von 
aktuell 450 euro eine arbeitszeitf alle. sie hält viele menschen 
davon ab, mehr zu arbeiten, obwohl sie es gerne möchten. 
Obendrein wird den beschäft igten die befreiung von der sozi­
alversicherungspfl icht immer noch als erleichterung verkauft . 
Denn diejenigen 87 Prozent der minijobber, die heute auf 
die rentenbeiträge für ein bisschen mehr geld verzichten, 
müssen dies mit geringerem sozialen Schutz im Alter teuer 
bezahlen. statt  des Wegfalls der Versicherungsbeiträge muss 
die sozialversicherungspfl icht ab dem ersten euro einkommen 
gelten – gepaart mit Sonderregelungen zur Finanzierung der 
beiträge im unteren einkommensbereich.

Doch nicht nur für die betroff enen selbst ist der niedriglohn 
von nachteil. um über die runden zu kommen, waren in 
Münster vor zwei Jahren trotz Arbeitsverhältnis über 3500 
erwerbstäti ge auf zusätzliche staatliche Leistungen angewie­
sen. Der Wett bewerb um auft räge wird off enbar auf dem rü­
cken der beschäft igten ausgetragen. Dieser wird dann unfair, 
wenn sich mitbewerber durch den abschied aus der tarifl and­
schaft  und durch niedriglöhne marktvorteile verschaff en. Die 
zeche für dieses Lohn­ und sozialdumping zahlen am ende die 
Steuerzahler und Steuerzahlerinnen. 

Was fehlt, ist ein Tarift reuegesetz
Deutschland verfügt über den größten niedriglohnsektor 

in europa und hat sich so zum „exportweltmeister“ entwi­
ckelt. ein ökonomischer musterschüler würde mit einer aus­
geglichenen handelsbilanz und mit hohen Löhnen für eine 
gute binnennachfrage sorgen – dies ist bislang nicht erfolgt.
notwendig ist daher eine Off ensive für gute arbeit und gute 
Löhne. Die gibt es nur mit tarifverträgen. Der staat als größter 
auft raggeber kann und sollte mit tarift reuegesetzen dafür 
sorgen, dass seine Aufträge ausschließlich an tarifgebun-
dene Unternehmen 
vergeben werden und 
Tarifverträge leichter 
für allgemeinverbind-
lich erklärt werden 
können. 

Weitere Informati onen zum mindestlohn, zu 
ausnahmen und zu branchenmindestlöhnen:
htt ps://www.dgb.de/­/sIr

1 Carsten Peters ist stellvertretender Vorsitzen-

der des Dgb­stadtverbandes münster
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3.538.000 Mehrfachjobber hat die bundesan­
stalt für arbeit (ba) in nürnberg mitt e 2019 gezählt. Damit 
ist die zahl der menschen mit zusatzbeschäft igung weiter 
angestiegen. Auf fast sieben Prozent der arbeitsfähigen 
bevölkerung zwischen 18 und 49 Jahren trifft das inzwi­
schen zu. Das geht aus einer antwort der bundesagentur 
auf eine anfrage der Linken­Frakti on im bundestag hervor. 
Dieser trend betrifft   nicht allein die erwerbsarbeit in der 
privaten Wirtschaft , sondern etwa auch angestellte und be­
amte im öff entlichen Dienst. Vor allem in den ballungszen­
tren müssen Polizisten und Feuerwehrleute einen Nebenjob 
annehmen, um die steigenden Mieten zu zahlen. Und selbst 
unter Landwirten gibt es mehr und mehr solche, die auf­
grund des Produkti onsdrucks einen nebenjob brauchen, um 
über die runden zu kommen.

Mehr als doppelt so viele Nebenjobber 
innerhalb von 14 Jahren
Allein die Entwicklung in den denn beiden Jahren vor 2019 

ist aufschlussreich: 2017 betrug die zahl der mehrfachjob­
ber noch 3,3 millionen. mitt e 2018 führte die entsprechende 
Statistik 123.600 Personen weniger als 2019, was einen 
ansti eg von 3,26 Prozent binnen Jahresfrist bedeutet.  Für 
den zweijahreszeitraum liegt er sogar bei über 7 Prozent. 
Doch diese zahlen sind teil eines langjährigen trends: so 
haben sich in dem zeitraum von 2003 bis 2017 gemäß den 
berechnungen des ba­Insti tuts für arbeitsmarkt­ und be­
rufsforschung (Iab) die zahl der menschen mit einem haupt­ 
und mindestens einem Nebenjob mehr als verdoppelt. 
neben ihrem regulären Job gingen den Daten zufolge beinahe 
drei millionen berufstäti ge zusätzlich einem geringfügigen 
beschäftigungsverhältnis nach, hauptsächlich im Dienst­
leistungsbereich. Der überwiegenden mehrheit kommt es 
darauf an, in dem hauptjob nicht nur den großteil des er­

werbseinkommens zu erzielen, sondern vor 
allem sozialversichert zu sein. In zwei gering­
fügigen beschäftigungsverhältnis­
sen arbeiteten demnach über 
345.400 Menschen. Auf Platz 
drei der „beliebtheitsskala“ 
stand die Kombination 
von zwei oder mehr 
minijobs;  das 
traf auf an-

Arbeitsstelle reicht 
oft  nicht (mehr)

Immer mehr Menschen in Deutschland gehen nicht nur einer 
beruflichen Hauptbeschäftigung nach, sondern arbeiten zu-
sätzlich in einem oder mehreren Nebenjobs. Der Trend dazu 
ist ungebrochen. Über die Hälfte der Betroffenen sieht sich 
aus finanziellen Gründen dazu gezwungen, zusätzliche Jobs 
anzunehmen, weil sonst das Geld für den Alltag nicht reicht.

Überwiegend fi nanzielle gründe sind für den trend zu ein oder 
mehr Nebenjobs verantwortlich 

Von Thomas Krämer

Eine

nähernd 260.700 Personen zu. Weitere ergebnisse der Iab­
Studie: 46 Prozent der Minijobber arbeitet auf Abruf und 
zu fast 90 Prozent ohne betriebliche Interessenvertretung.

Soziale Absicherung im Hauptberuf 
steht im Vordergrund
Die entscheidung für einen nebenjob kann ganz unter­

schiedliche gründe haben. Was bewegt zunehmend mehr 
menschen, in einem minijob für eine geringe bezahlung – oft 
genug nicht mehr als den gesetzlichen Mindestlohn – zu 
arbeiten? Ist es die finanzielle not, die sie dazu treibt? 
Oder lockt der wenn auch geringe Zuverdienst, um sich das 
ein oder andere zusätzlich leisten zu können? Oder sind 
es die sozialen Kontakte zu neuen Arbeitskollegen und 
-innen, die die alten nach der Verrentung ersetzen sollen? 
einige antworten darauf gibt eine studie der hanns­böck­
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ler­stiftung, die dem Deutschen gewerkschafts­
bund (Dgb) nahesteht, von märz 2019. Demnach 
ist für zwei Drittel der befragten mehrfachbe­
schäftigten das lukrative Zusatzeinkommen 
„wichtig“ oder „sehr wichtig“. mehr als 50 Pro­
zent nennen dafür sogar „finanzielle not“ oder 
„finanzielle schwierigkeiten“ als entscheidendes 
motiv. Fast jede(r) Vierte(r) hat nach eigenen 
Angaben keine Vollzeitstelle gefunden und aus 
finanziellen Gründen einen Minijob draufgesat-
telt. Laut Iab­report verdienen nebenjobber in 
ihrer hauptbeschäftigung durchschnittlich 570 
euro pro Person weniger als berufstätige mit nur 
einem Job. 

Das Fazit der arbeitsmarktpolitischen spreche­
rin der Linksfraktion, sabine zimmermann, gegenüber der 
Presseagentur dpa fällt daher eindeutig aus: „Für immer 
mehr beschäftigte reicht das einkommen aus einem Job 
nicht mehr aus.“ 

Natürlich haben Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen 
noch andere Gründe, einen Minijob anzunehmen. Etwa 
um sich im Nebenjob weiterzubilden oder in einer an-
deren branche auszuprobieren. Dafür spricht auch der 
hohe Anteil der Selbstständigkeit, meist gekoppelt an 

einen höheren bildungsabschluss, in der ausgeübten 
nebentätigkeit. so ist der bereich Kreatives und 

Lifestyle mit 18 Prozent der zweithäufigste 
Tätigkeitsbereich, in dem viele Minijobber 
selbstständig arbeiten. Den größten bereich 

mit 39 Prozent bilden jedoch mit Abstand ein-
fache, meist ungelernte arbeiten. bei den hauptjobs sind 
es lediglich 15 Prozent. 

Deutschland hat europaweit den größten 
Niedriglohnsektor
Die minijobs sind ein teil eines bedeutenden beschäf­

tigungsbereiches, des niedriglohnsektors. Dieser ist in 
Deutschland – politi sch so gewollt – seit der Jahrhundert­
wende der größte in europa geworden. Die beschäfti­
gungsstatistik der bundesagentur von 2018 weist 7,9 mill­

Arbeitsstelle reicht 
oft  nicht (mehr)

Das gros der nebenjobs besteht aus „geringfü­
gig entlohnten beschäftigungsverhältnissen“, 
wie es im Amtsdeutsch heißt, aus sogenannten 

minijobs. Deren häufigste Form ist der 450­euro­Job. 
Er heißt so seit Anfang 2013, wenn er mit maximal 

450 euro entlohnt wird (vorher mit höchstens 400 
euro). Landläufig hat sich diese bezeichnung durch­
gesetzt. 

Der minijobber bzw. die minijobberin muss zwar 
keine einkommensteuer zahlen und keine beiträge in 
die Arbeits-, Kranken- und Pflegeversicherung 

einzahlen, doch besteht rentenversicherungs­

ionen geringfügige beschäftigungen aus. Davon sind:
• 2,88 millionen geringfügige beschäft igungen im   
 Nebenjob und
• 5,01 Millionen ausschließlich geringfügige 
 beschäft igungen.

Das ausmaß an minijobs ist auch durch die schwache ent­
wicklung der Löhne zu erklären, die seit über zwanzig Jah­
ren kaum erhöht wurden. ein steuer­ und abgabenbefreiter 
aushilfsjob wirkt da  besonders att rakti v. Kein Wunder, dass 
sich auch arbeitgeber über diese staatlich begünsti gten 
beschäft igungsverhältnisse freuen und das angebot an mi­
nijobs im Laufe der Jahre steti g ausgeweitet haben.

um diese entwicklung zu stoppen, muss die begünsti gung 
der Minijobs eingeschränkt oder aufgegeben werden. Über 
sie fl ießen keine beiträge in die sozialversicherungen, auch 
so gut wie keine in die rentenkassen. sie tragen somit 
nichts zur Alterssicherung bei. Außerdem bieten sie in der 
regel keine langfristi gen Perspekti ven, zum beispiel bei der 
Weiterbildung oder der Integrati on in den arbeitsmarkt. 
Daher müssen minijobs in sozialversicherungspflichtige 
und existenzsichernde beschäft igung übergehen. 

Damit dies auch mit einem niedrigen Verdienst möglich 
wird, der nicht zu altersarmut führt, haben der Dgb und 
die Linke unlängst gefordert, den mindestlohn auf 13 euro 
zu erhöhen.   

pflicht. Davon kann er oder sie sich aber befreien 
lassen. (Wer sich von dieser Pflicht befreien lassen 
will und damit auf den rentenanspruch verzichtet, 
sollte sich vorher über die rentenrechtlichen Folgen 

beraten lassen, etwa bei der Deutschen rentenver­
sicherung). 
Die anzahl der arbeitsstunden und die häufigkeit des 
Einsatzes sind beim 450-Euro-Job nicht festgelegt, im 

unterschied zum kurzfristigen minijob. hierbei ist die 
Einsatzdauer auf drei Monate im Kalenderjahr oder 

insgesamt 70 tage begrenzt. allerdings spielt in 
diesem Fall die höhe des Verdienstes keine rolle.
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Für wen ist die Beratungsstelle? 
Wir beraten menschen mit behinderung oder die, die von 

behinderung bedroht sind. auch angehörige können gerne 
zu uns kommen.

Was bieten wir an? 
es ist ein zusätzliches beratungsangebot, ergänzend zu 

den schon länger bestehenden möglichkeiten. Wir arbei­
ten vollkommen unabhängig von Leistungsträgern oder 
Leistungsanbietern. Da wir vom bundesministerium für 
arbeit und soziales fi nanziert werden, sind wir wirklich nur 
den ratsuchenden verpflichtet. Wir beraten personen­
zentriert und möchten menschen darin unterstützen, ihre 
eigenen Interessen zu verfolgen und ihre eigenen Lösungs­
strategien zu finden und zu erreichen. Wir bieten Peer­
beratung an, das heißt: Wir selbst leben mit behinderungen 
oder sind angehörige von menschen mit behinderung und 
beraten professionell.

Mit welchen Anliegen kann man zu uns kommen? 
eigentlich zu allen Fragen, die sich in einem Leben mit 

 behinderungen ergeben können. hier einige beispiele:
• eltern, die sich vor der geburt auf das Leben mit einem 

Kind mit behinderung vorbereiten möchten
• Fragen nach der richti gen Kita oder der richti gen schule 

bis hin zum Studium 

• Die teilhabe am berufs­ und arbeitsleben
• möglichkeiten der Freizeitgestaltung
• Wie gehe ich mit meiner behinderung und den daraus 

entstehenden Einschränkungen um

• unterstützung bei antragstellung (auch bei längeren 
Verfahren) und begleitung bei behördengängen oder 
begutachtung  

• Wohnraumanpassung  

Wer sind wir? 
zurzeit sind wir zu fünft im team (zwei männer, drei 

Frauen). einige von uns leben mit behinderung (körper­
liche behinderungen, Psychiatrieerfahrungen) oder sind 
selbst angehörige von menschen mit behinderungen. alle 
haben langjährige beratungserfahrungen im rahmen der 
Selbsthilfe.

Wenn man uns kennenlernen möchte
ein besuch im Café Lebenstraum lohnt sich. Es ist jeden 

mitt woch von 15 bis 18 uhr in den räumen der beratungs­
stelle geöff net. hier gibt es getränke und kleine Leckereien 
zu niedrigen Preisen. Es ist nach einem Jahr ein Ort für Plau-
dereien und austausch geworden oder für die möglichkeit, 
antworten auf kleine Informati onsanfragen zu bekommen. 
alle besucher und besucherinnen sind herzlich willkommen.

beratungstermine vergeben wir telefonisch oder per e­
mail: (0251) 97 20 40 62 oder info@lebenstraum­teilhabe­
beratung.de

zusätzliche sprechzeiten auf dem gelände der LWL­Klinik, 
Friedrich­Wilhelm­Weber­
straße 30, in 48147 mün­
ster: haus 18, raum 204 
(Der raum ist leider noch 
nicht barrierefrei.)

Die termine für 2020: 
jeden zweiten und vierten 

Mittwoch im Monat, je-
weils von 10 bis 13 Uhr

Dina Hamza

Türen von „Lebenstraum“ in der eutb stehen seit einem Jahr in münster off en

Unabhängige Beratung 
  für Menschen mit Behinderung

Seit einem guten Jahr gibt es die Ergänzende 
Unabhängige TeilhabeBeratungsstelle (EUTB) 
in Münster. Sie heißt Lebenstraum und ist 
an der Hammer Straße 137 zu finden.

Unabhängig  Kompetent  Kostenlos
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J
eweils zum Jahreswechsel steigen die Regelleistungen 
von sozialamt und Jobcenter, also hartz IV bzw. algII, so­
zialhilfe, grundsicherung. In 2020 steigen die regelsätze 
um fünf bis acht euro, das heißt um 1,8 bis 2 Prozent. Im 

Einzelnen haben alleinstehende Erwachsene beispielsweise 
für Ernährung 4,95 Euro am Tag zur Verfügung, kleine Kinder 
müssen ihren hunger und Durst mit 2,88 euro täglich sti llen. 
(Im einzelnen sind die bedarfspositi onen den beiden tabellen 
auf den folgenden seiten zu entnehmen.) 

Die Regelbedarfe 2020 (alg II, sozialhilfe, grundsicherung) plus 
mehrbedarfe* für Warmwasser bei dezentraler bereitung:
Alleinstehende/Alleinerziehende 432 Euro *9,94 Euro

Partner/innen je 389 Euro *8,95 Euro

Volljährige haushaltsangehörige 345 euro *7,94 euro
14 bis 17­Jährige 328 euro *4,59 euro
6 bis 13­Jährige 308 euro *3,70 euro
0 bis 5-Jährige 250 Euro *2,00 Euro

Dazu kommen eventuell weitere Mehrbedarfe: 
­ für schwangere ab 13. Woche (17 Prozent des jeweiligen 

regelbedarfs) 
- für Alleinerziehende je nach Anzahl und Alter der Kinder 

(51,84 bis 259,20 euro)
­ für menschen mit besonderem ernährungsbedarf (43,20 

bis 86,40 euro) sowie 
­ für menschen mit behinderung während spezieller einglie­

derungsmaßnahmen (151,20 euro).
(Die regelsatzauft eilung ist ebenfalls den tabellen zu ent­

nehmen, die Übersicht stammt von der Koordinierungsstelle 
gewerkschaftlicher arbeitslosengruppen, abgekürzt KOs; 
www.arbeitslos.de)

Zum Thema Energiearmut: Die Positi on haushaltsenergie sei 
bei Weitem nicht ausreichend, hatt e die Verbraucherzentrale 
nrW 2018 festgestellt. Die Lücke vergrößert sich, zum Jahresbe­
ginn sind die strompreise erneut stärker gesti egen als der regel­
bedarf. Laut Vergleichsportal Check24 geben alleinstehende im 
arbeitslosengeld (alg) II jährlich durchschnitt lich 93 euro mehr 
für strom aus, als der entsprechende regelsatz dafür vorsieht.

Das zustandekommen der regelsätze steht seit Langem in 
der Kriti k. 70 Prozent von ihnen leiten sich aus dem Vergleich 
mit dem Konsum der untersten Einkommensgruppe ab, 30 Pro-
zent aus dem Lohnansti eg. Die unteren einkommen wachsen 
jedoch prozentual weniger stark als die mitt leren und erst recht 
als die hohen einkommen, darum sind auch die regelsätze 
langsamer gesti egen als die Durchschnitt seinkommen. zu der 
Gruppe der unteren Einkommen zählen auch die  Personen mit 
hartz­IV­bezug. Der niedrigere Verbrauch dieser menschen 

dient also gleichzeitig dazu, den künftigen hartz­IV­bedarf 
zu berechnen. Aus dem Konsum sind weiterhin bestimmte 
Verbrauchspositi onen herausgerechnet, etwa schnitt blumen, 
Kanti nenessen oder buntsti ft e für schulkinder. Das ist grobe 
Willkür, sonst nichts. Dahinter steckt die Philosophie: Wer arm 
ist, soll es auch spüren. 

Die gewerkschaft  ver.di hat gemeinsam mit dem Dgb konkrete 
anforderungen an die herleitung der regelsätze formuliert:

bei der bemessung der regelsätze müssen zirkelschlüsse ver­
mieden werden. haushalte mit einem einkommen unterhalb 
der derzeiti gen grundsicherung … müssen aus der Datenbasis 
zur besti mmung der regelsätze herausgenommen werden. 

Willkürliche und sachlich nicht begründete Kürzungen der 
statistisch gemessenen Ausgaben einkommensschwacher 
haushalte müssen unterbleiben, das heißt, dass bisher übliche 
Streichen angeblich für die Existenzsicherung irrelevanter Posi-
ti onen (zum beispiel Kanti nenessen, schnitt blumen, buntsti ft e 
für schulkinder) entf ällt. 

eine expertenkommission, bestehend aus betroff enenorga­
nisati onen, Wissenschaft lern und Wissenschaft lerinnen, den 
Tarifparteien und Sozialverbänden, soll eine Empfehlung für 
den gesetzgeber für armutsfeste und bedarfsdeckende regel­
sätze entwickeln. 

(Link: https://arbeitsmarkt-und-sozialpolitik.verdi.de/ueber-uns/
nachrichten/++co++7509e0e6-96f8-11e7-a159-525400f67940)

Wer die in münster gültigen mietobergrenzen erfahren 
möchte, fi ndet sie in einer tabelle des Jobcenters: 

https://www.stadt-muenster.de/jobcenter/leistungen_lebensunterhalt/
kosten-unterkunft.html

avo

neue regelsätze in der grundsicherung für 2020 und wie sie zustande kommen

bis acht Euro 
mehr im Monat

Fünf
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Hartz IV-Leistungen ab 1.1.2020 (in Euro)

Hartz-IV-Leistungen ab 
1.1.2020 (in Euro)

Mehrbedarf Alleinerziehende 
§ 21 abs. 3 sgb II

1 Kind unter 7 J. 155,52

1 Kind ab 7 J. 51,84

2 Kinder ab 7, davon mindestens
eines ab 16 J.

103,68

2 Kinder, beide unter 16 J. 155,52

3 Kinder 155,52

155,52

51,84

103,68

155,52

155,52
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Wie viel Geld ist für was in 
den Hartz-IV-Sätzen 2020 enhalten?
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Wie aus einer Mustersiedlung von einst ein herunter-
gekommenes Quarti er mit katastrophalen Wohnbe-
dingungen werden kann, das lässt sich in 
Münster-Kinderhaus schon seit vielen Jahren in der 
Brüningheide betrachten. Die Geschichte der Siedlung 
ist auch ein Lehrstück darüber, wie Privati nvestoren 
den Eigennutz bis heute über die berechti gten Bedürf-
nisse ihrer Mieter*innen stellen. Doch inzwischen tut 
sich was, wie Thomas Kollmann, einer der maßgeblich 
Beteiligten berichtet. Bürger*innen und 
Bewohner*innen organisieren sich, um endlich die 
Verbesserung der Wohnverhältnisse durchzusetzen:

D ie Wohnsiedlung brüningheide liegt im norden von 
münster im stadtt eil Kinderhaus. sie wurde zwischen 
1972 und 1976 von der stadt münster nach dem Leitbild 

„urbanität durch Dichte“ errichtet. Die als Presti gevorhaben 
geplante siedlung in der „schleife“ umfasst 1150 Wohnein­
heiten und besteht aus einem Dutzend teilweise verwinkelter 
hochhauszeilen mit bis zu zwölf geschossen.

ersteigentümerinnen waren die Landesentwicklungsgesell­
schaft  nrW (Leg) und die Wohnungsgesellschaft  münsterland 
(Wgm) mit einem anteil von jeweils 50 Prozent. einige Jahre nach 
Ferti gstellung der Wohnsiedlung kamen bereits erste mängel an 
der bausubstanz und städtebauliche nachteile zum Vorschein.

Von der Sozialbindung Schritt  für Schritt  
in den Investmentf onds
2005 wurde die siedlung, inzwischen im besitz der Leg Im­

mobilien ag und der Wgm mbh, trotz erheblicher Warnungen 

von dritt er seite an die babcock & brown gmbh veräußert. 
seither ist eine gemeinschaft liche bewirtschaft ung kaum mehr 
möglich. bereits im selben Jahr gründete die babcock & brown 
gmbh im rahmen eines Joint­Ventures mit der australischen 
unternehmensgruppe gPt die Firma bgP Investment. nach 
der Insolvenz von babcock & brown gmbh im Jahr 2009 zog 
sich auch die gruppe gPt aus der beteiligung zurück. 

seither fi rmiert bgP Investment als eigenständige Firma 
mit hauptsitz in der steueroase malta. Weitere Firmensitze 
befi nden sich in Luxemburg und Deutschland. Für die 638 
Wohnungen, welche die bgP­gruppe in münster besitzt und 
in denen fast 900 Menschen leben, ist die Sozialbindung im 
Jahr 2016 ausgelaufen. Danach kam es zu unterschiedlichen 
mieterhöhungen für viele Wohnungen (insbesondere bei 
neuvermietung). seit dem 1. Juli 2019 ist union Investment/
zbI neuer eigentümer der „Fondshülle“ und damit aller 638 
bgP­Wohnungen. Die endgülti ge Übernahme fand am 1. Ja­
nuar dieses Jahres statt , so dass nun mit den managern auch 
wieder die Ansprechpartner wechseln.

„Campusglück“ für Studierende
teilweise werden im zusammenhang mit der Wohnraum­

knappheit in münster „Wg­Wohnungen“ zimmerweise zu 
höchstpreisen an studierende vermietet. Diese neue Wohn­
form wurde bzw. wird unter dem begriff  „Campusglück“ be­
worben.

neben den höchst problemati schen Wohnverhältnissen in 
Verbindung mit

– Schimmel
– Feuchti gkeit
– Schädlingsbefall
– heizungs­ und Warmwasserproblemen
– Schäden in den Treppenhäusern und Außenbereichen
– weiteren technischen Problemen
ist die Vertragsbeziehung zwischen Mieter*innen und Ver-

mieter bzw. hausverwaltung bei bgP/zbI vielfach in einem 
inakzeptablen Zustand. 

Die mieter*innen in den weiteren, seit knapp 50 Jahren 
nicht sanierten beständen (zirka 540 Wohnungen) 

– sind oft  resigniert 
– sind teilweise krank
– renovieren notdürft ig selbst oder gar nicht
– warten viel zu lange auf selbstverständlichste reparaturen 

wie zum beispiel der aufzugsbereiche in drei Wohnblöcken
– nehmen die Mieterberatungsscheine mit kostenlosem 

Schimmel und Schädlinge,
           aber dafür höhere Mieten

In der Wohnsiedlung brüningheide besteht dringender handlungsbedarf
Ein Gastbeitrag von Thomas Kollmann1
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beratungsangebot teilweise nicht in anspruch und damit 
auch nicht ihr recht auf notwendigste renovierungen, 
weil sie oft  angst haben, bei der angespannten Wohnsitu­
ati on in münster ihre eigene Wohnung zu verlieren, selbst 
wenn diese in einem mangelhaft en zustand ist.

Die bewohner*innen von weiteren 450 Wohnungen im ei­
gentum von „sahle Wohnen gmbh & Co Kg“, „Wohn­sie­
ger gbr“ und „Wohn + stadtbau gmbh“ finden keine 
ansprechpartner*innen in den bgP­büros.

Weitere 450 Wohnungen dieser anbieter im Quarti er sind 
jetzt überwiegend renoviert und in einem bewohnbaren Zu-
stand.

unter diesen Vorzeichen führte das begegnungszentrum 
Kinderhaus mit einer fünfk öpfi gen Kerngruppe unter meiner 
Leitung und mit beteiligung der beiden Kinderhauser Pfarrge­
meinden in 2019 eine bewohnerbefragung durch. Diese wur­
de mit einem ausführlich dokumenti erten exposé hinterlegt. 
35 ehrenamtliche Interviewer*innen machten sich dazu mit 
einem detailliert ausgearbeiteten Fragebogen auf den Weg 
und erreichten in dem Quarti er mit einem migrati onsanteil 
von 70 Prozent unter den bewohner*innen eine sehr gute, 
aussagekräft ige rücklaufquote von 42 Prozent. 

Erhebliche Gesundheits-
gefahren in den (eigenen)  
vier Wänden
Die ergebnisse belegen die erheb­

lichen Gesundheitsgefahren, denen 
Jung und alt im Wohnbestand ausge­
setzt sind. Die ergebnisse über Feuchti g­
keit und schimmel in den Wohnungen 
waren vergleichsweise noch schlechter 
als in der siedlung Köln­Chorweiler vor 
deren sanierung. so fi ndet sich in fast 
der hälft e der Wohnungen aus der be­
fragung in der brüningheide schimmel 
an den Wänden, schädlingsbefall gibt 
es in über 50 Prozent der Wohnungen 
(s. tabelle 1). zur erinnerung: Köln­Chorweiler hat als eines 
der schlimmsten beispiele für ein vernachlässigtes und herun­
tergekommenes Wohnprojekt traurige berühmtheit erlangt. 

Folgende entwicklungsschritt e werden von unserer Kern­
gruppe für die mängelbeseiti gung als unabdingbar erachtet, 
um überhaupt ein menschenwürdiges Wohnen in der bgP/
zbI­siedlung in der brüningheide zu gewährleisten:
 1. umgehende Komplett sanierung der am stärksten von schä­

den betroffenen Wohnbereiche Killingstraße 15­31 und 
brüningheide 65­73(!)

 2. mitt elfristi ge Komplett sanierung der Wohnbereiche brü­
ningheide 111-121 und Killingstraße 16-20 sowie anschlie-
ßend die übrigen Wohnungen

 3. zeitnahe mängelbehebung in Wohnungsbereichen nach 
Meldung durch die Mieter*innen

 4. Instandhaltung bzw. erneuerung der aufzüge
 5. Schädlingsbekämpfung
 6. Absicherung bezahlbarer Mieten und Nebenkosten
 7. aufwertung des Wohnumfelds und ausloten von entwick­

lungspotenti alen
 8. gemeinsame entwicklung von Lösungen der müllproblemati k 

durch Verwaltung, mieterschaft , aWm und Vermieter*innen
 9. Verbesserung der Parksituati on und aufwertung der Parkdecks
10. herstellen eines dauerhaften Dialogs und Informations­

fl usses mit der mieterschaft  und den einrichtungen vor Ort

	
Tabelle 1: ermitt elte mängel­Quoten bei befragungen 

in Köln­Chorweiler und in der brüningheide  

Tabelle 2: ergebnisse der befragung in puncto direkte und indirekte gesundheitsgefahren

und wie geht es nun weiter in der brüningheide von Kin­
derhaus? Die ersten der defekten aufzüge sind zwar derweil 
repariert worden und die befragungsergebnisse mit dem 
Versprechen beantwortet worden, sich künft ig mehr um den 
bestand zu kümmern. Dennoch: Der eigentümer der Wohn­
siedlung soll sich im ersten Quartal 2020 erklären, wie er bei 
der beseiti gung der zahlreichen und teils erheblichen mängel 
(siehe tabelle 2) vorgehen will. eine stellungnahme dazu ha­
ben sowohl die Stadt Münster als 

auch das Land nordrhein­West­
falen von der zbI angefordert (lag 
bei redakti onsschluss noch nicht 
vor; anm. d. redakti on).

	

1 Thomas Kollmann ist 

geschäft sführender Leiter des 

Begegnungszentrums (BGZ) 

Kinderhaus.
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Arbeitslosigkeit, Agentur für Arbeit, 
Arbeitslosengeld
eine persönliche meldung bei der arbeitsagentur ist nicht 

möglich, es gibt keine strafen wegen nicht eingehaltener mel­
determine. Arbeitslosengeld wird nach Meldung mit Telefon, 

brief, e­mail oder online auf den Weg gebracht. Der tag dieser 
meldung gilt als frühester beginn des  arbeitslosengeldes. 
Schreiben Sie sich auf, wie Sie sich gemeldet haben und mit 

wem sie telefoniert haben, machen sie eine Kopie des briefes, 
der online­meldung usw. Der oder die (künft ige) arbeitslo­
se bekommt den antrag ohne persönliche Vorsprache in der 
Agentur für Arbeit zugeschickt.

Das arbeitslosengeld wird vorläufi g bewilligt (§ 328 sgb III). 
Wenn die meldehemmnisse wegen des Corona­Virus beseiti gt 
sind, werden die Arbeitslosen eingeladen und müssen sich 

ausweisen. Dann wird der vorläufi ge bescheid endgülti g. zuviel 
gezahltes Arbeitslosengeld muss zurückgezahlt werden.

arbeitslose, deren anspruch auf arbeitslosengeld I zwi­
schen dem 1.5.2020 und 31.12.2020 enden würde, erhalten 

3 monate länger arbeitslosengeld I. Wenn sie nicht sicher 
sind, ob sie arbeitslosengeld erhalten können, etwa weil der 
Arbeitgeber keine Arbeitsbescheinigung ausstellt, oder wenn 

Sie zu wenig Arbeitslosengeld erwarten, dann beantragen 

sie vorsichtshalber auch arbeitslosengeld II beim Jobcenter 
(siehe unten).

-Krise

Kurzarbeitergeld 
In vielen betrieben fällt derzeit wegen 

der Corona-Seuche Arbeit weg. Ein sol-
cher betrieb kann oft vorübergehend 
keinen Lohn zahlen. nach der Krise soll 
es aber weiter gehen mit Ihrer arbeit. In 
diesem Fall kann die Arbeitsagentur für 
sozialversicherte beschäft igte mit Kurz­
arbeitergeld aushelfen. Die arbeitsagen­
tur überweist dem Arbeitgeber 60 % vom 
nett olohn (bzw. 67 % bei Leuten mit Kind) 
und zusätzlich die Sozialversiche rung. Ab 
dem 4. monat wird 70 % (77 %) und ab 
dem 7. monat 80 Prozent (87 %) gezahlt. 
auch hierbei gilt: Wenn das zu wenig zum 
Leben ist, beantragen sie arbeitslosen­
geld II beim Jobcenter. ausführliche Infos 
unter: 

https://www.arbeitsagentur.de/
unternehmen/finanziell/kurzarbeitergeld-
bei-entgeltausfall

Arbeitslosengeld II und Jobcenter 
arbeitslosengeld II erhalten alle erwerbsfähigen menschen, die 

zu wenig einkommen oder eigene reserven für ihren Lebensun­
terhalt haben, also auch selbstständige, deren auft räge und damit 
Einkommen wegbrechen. 
• Die Jobcenter haben wegen der Corona­epidemie die persön­

lichen Kontakte weitestgehend eingeschränkt, sie arbeiten in 
der regel über briefe, telefon, e­mail. Für den nachweis Ihrer 
meldungen: schreiben sie auf, wann sie mit wem in der behör­
de Kontakt hatt en, kopieren sie Ihre briefe.

Für die Dauer der Krise gelten folgende sonderregelungen 
(§ 67 sgb II):
• Für Neuanträge zwischen dem 1. März und dem 30. Juni 2020 

wird Vermögen nicht besonders geprüft , wenn man im antrag 
erklärt hat, dass kein erhebliches Vermögen vorhanden ist. 
erheblich meint, 60.000 euro bei der ersten Person im haushalt 
und 30.000 Euro für jede weitere Person. 

• Für Neuanträge im gleichen Zeitraum gelten die tatsächlichen 
Wohnungskosten als angemessen. 

• Laufende Leistungen, die zwischen dem 31. märz und dem 
31. august 2020 enden, werden ohne antrag um einen bewil­
ligungszeitraum (zwölf bzw. sechs monate) verlängert. Ände­
rungen in den persönlichen Verhältnissen sind aber zu melden. 
Vorläufi ge entscheide (bei zu erwartenden einkommen) wer­
den für sechs monate bewilligt, abschließende bescheide gibt 
es nur auf besonderen Antrag.

Wie die Politik auf das neue Virus reagiert – was sich durch das finanzielle 
Hilfspaket der Bundesregierung bei den Sozialleistungen ändert.
Eine vorläufige Zusammenfassung.

Corona 
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• bei dem bezug von arbeitslosengeld II gelten zahlungen aus 
der Corona-Soforthilfe für Selbstständige als zweckgebun-
dene einnahme für sachkosten und nicht als Lebensunterhalt.

• Ortsabwesenheit („urlaub“) kann ohne persönliche Vorspra­
che bewilligt werden.

• sankti onen oder Leistungsminderungen nach §§ 31ff  sind „bis 
auf Weiteres“ ausgesetzt.

Weisung der Bundesagentur für Arbeit: https://harald-thome.de/fa/
redakteur/BA_FH/200401_Weisung _zum_Sozialschutz-Paket_Loseblatt.
pdf; Antragsformulare und weitere Hinweise finden Sie im Internet, für 
Münster siehe zum Beispiel unter https://www.stadt-muenster.de/
jobcenter/index.html

Wohngeld und Kinderzuschlag
alternati v zum arbeitslosengeld II ist es möglich, Wohngeld 

(beim Wohnungsamt) und Kinderzuschlag (bei der Familien­
kasse) als ausgleich für weggefallenes einkommen zu erhalten. 
beim Kinderzuschlag ist bis zum 30.09.2020 nur das einkom­
men des Vormonats anzugeben. zum Vermögen und zu ange­
messenen Wohnungskosten gelten die sonderregeln wie im 
arbeitslosengeld II (siehe oben).

Sozialamt, Hilfe zum Lebensunterhalt und 
Grundsicherung 
Die Änderungen in diesem bereich betreff en staatliche Leistun­

gen für menschen mit altersrente oder mit dauerhaft er voller 
Erwerbsminderung.

Für die Dauer der Corona­Krise gelten die gleichen sonderrege­
lungen wie im vom Jobcenter gezahlten arbeitslosengeld II über 
Vermögen und Kosten der unterkunft  sowie über die Verlänge­
rung laufender Leistungen (siehe oben unter Jobcenter). 

Informationen über diese Sozialleistungen erhalten Sie in den 
cuba-Sozialberatungen, Telefon (0251) 588 56 und (0251) 51 19 29.

Selbstständige, Freischaff ende sowie 
Solo-Selbstständige
Die bundesregierung und die bundesländer haben zuschüsse 

für Kleinunternehmen und solo­selbstständige (auch Künstler 
und Künstlerinnen) beschlossen, die Finanzausfälle durch die 
Corona-Krise abfangen sollen. Selbstständige mit bis zu fünf Ar-
beitskräft en erhalten bis zu 9000 euro zuschuss, mit bis zu zehn 
arbeitskräft en bis zu 15.000 euro, bei bis zu 50 beschäft igten 
höchstens 25.000 euro. anträge sollen sie online stellen. 

Umfassende Informationen und Antragsformular: https://www.
wirtschaft.nrw/nrw-soforthilfe-2020; weitere Infos und Beratung über 
die Wirtschaftsförderung Münster: https://www.wfm-muenster.de/
foerdermittel/fuer-unternehmen-in-der-corona-krise/

• selbstständige mit angestellten können bei der arbeitsagentur 
über regeln der Kurzarbeit (siehe oben) den Lohnersatz sowie 
die sozialversicherungsbeiträge für beschäft igte beantragen.

• beim Jobcenter (siehe oben) können selbstständige ohne aus­

reichendes eigenes Einkommen für sich selbst aufstockendes 
arbeitslosengeld II beantragen. Wer kein Geld beim Jobcen-
ter beantragt, kann 2000 Euro der Corona-Soforthilfe für 
den Lebensunterhalt verwenden (regelung in nrW).

• Das Finanzamt gewährt in der Krise erleichterte steuerbedin­
gungen, Stundung und Aussetzung von Steuerforderungen 

oder Ermäßigung der Steuervoranmeldung.

Weitere Informationen siehe unter https://www.finanzverwaltung.
nrw.de/de/steuererleichterungen-aufgrund-der-auswirkungen-des-co-
ronavirus

Schutz für Verbraucher und Verbraucherinnen 
sowie Kleinstgewerbe 
Für Zahlungsprobleme von Verbrauchern und Verbrauche-

rinnen sowie Kleinstgewerbe infolge der Corona-Epidemie hat 
der bund sonderregeln beschlossen: 

https://www.bundesregierung.de/breg-de/themen/coronavirus/
corona-informationen-miete-verbraucherschutz-1734914

• Die zahlungspfl ichten der miete sind nicht ausgesetzt. aller­
dings sollen Mietzahlungsrückstände aus den Monaten April, 
Mai und Juni 2020 nicht zur Kündigung des Mietvertrages 
berechti gen, sofern die mietzahlung umgehend bis späte­
stens Juni 2022 nachgeholt wird. Dies gilt für Wohnungen und 
Kleingewerbe. Voraussetzung ist die Zahlungsunfähigkeit mit 
der Corona-Pandemie als Ursache. 

• rückstände aufgrund von Corona­Folgen zwischen dem 
8. märz und dem 30. Juni 2020 aus zahlungsverpfl ichtungen 
bei gas, Wasser, strom oder Dienstleistungen der telekom­
munikation sollen nicht direkt zu Inkasso­aktivitäten und 
Strafzinsen führen. 

• Können Verbraucher und Verbraucherinnen zwischen dem 
1. April und dem 30. Juni 2020 wegen der Corona-Krise ihre 
Verbraucherkredit­Pfl ichten nicht erfüllen, so soll der rück­
stand gestundet werden.

Und zuletzt noch ein aktuelles Urteil:
Berliner Landgericht: Zwangsräumungen bis 
30. Juni 2020 ausgesetzt
Wegen des angespannten berliner Wohnungsmarktes und weil 

in der Corona­Krise keine ersatzwohnungen zu fi nden seien, ist 
die zwangsräumung einer Wohnung in der zeit bis zum 30. Juni 
2020 auszusetzen. Das hat das Landgericht berlin entschieden.

Landgericht Berlin vom 27.03.2020 – Az. 67 S 16/20 nach https://
www.evangelisch.de/inhalte/167855/27-03-2020/gericht-keine-
zwangsraeumung-wegen-corona-pandemie Fü
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www.nachdenkseiten.de

In Rudolstadt in Thüringen gab sich Anfang Juli 2019 
wieder einmal die Welt die Klinke in die Hand. In 
den verwinkelten Gassen auf den kleinen und den 
großen Bühnen von mitt ags bis spät in die Nacht 
entf altet das Festi val Jahr für Jahr seine ganz beson-
dere Magie: Musik aus allen Teilen der Welt von al-
len Konti nenten der Welt. Mit großer Kennerschaft  
ausgewählt und perfekt organisiert. 

N
a ja, nahezu perfekt organisiert. Denn einer der er­
sten acts, das Desmadre Orkesta im handwerkerhof, 
begann mit einer fast einstündigen Verspätung. Als 

Grund gaben die Organisatoren die eigenwillige Zeitvorstel-
lung der Deutschen bahn an. Das geduldige Publikum nahm es 
lachend zur Kenntnis und freute sich anschließend über eine 
wilde Mischung aus Polka, Ska und Merengue. Schon nach 
zehn minuten hielt es die musiker nicht mehr auf der bühne 

ambiti onierten zeitplan: 300 auft ritt e auf bis zu 30 bühnen 
in vier tagen. Da bedarf es schon einer organisatorischen 
meisterleistung, um dies alles für die Festi val­besucher und 
­besucherinnen geschmeidig über die bühne zu bringen. Ins­
gesamt bespielten Künstler und Künstlerinnen aus 40 Ländern 
die bühnen in rudolstadt. 

Musik von untergehenden Inseln
Optisch stachen beson-

ders die Musiker und Musi-
kerinnen von „small Island 
big song“ aus dem südpa­
zifik hervor. Sie stammen 
von neun Inseln (tonga, 
rapa nui etc.) und  haben 
sich in der Gruppe musika-
lisch zusammengeschlos-
sen, welche mit ihrer Musik 
auch auf die  existenzielle 
not der Inselbewohner und ­innen aufmerksam machte. 
schließlich versinkt deren heimat aufgrund des von uns mit­
verursachten Klimawandels Jahr für Jahr ein paar zenti meter 
mehr in den steigenden Fluten des südpazifi ks. auch hier 
zeigte das Festi val einen politi schen anspruch. musik mit 
herz und Kopf.

so war der Länderschwerpunkt 2019 mit Iran klug gewählt 
und zugleich eine ganz besondere musikalische bereicherung. 
habib meft ah verwandelte in der Freitagnacht die Konzert­
bühne im heine­Park zu einem regelrechten soundlabor, 
das auf gelungene art Fusion, tribe und traditi onelle Klänge 
mixte. Ähnlich, wenn auch viel ruhiger, war das Konzert von 
bosó und asadi. Das deutsch­iranische Duo mischte Folk mit 
Klassik und Chansons und ließ so etwas ganz Neues entste-
hen. experimenti eren, um altes nach heute klingen zu lassen, 
das gibt es öft er in rudolstadt. 

„We shall overcome“
Denn – wie Pete seeger schon sagte: „Der schlüssel zur zu­

kunft  der Welt ist es, die opti misti schen geschichten zu fi nden 
und sie weiterzuerzählen.“ apropos Pete seeger. Der erfuhr 

Die ganze Welt  in vier Tagen
Das Festi val im thüringischen rudolstadt bleibt anders
Von Norbert Att ermeyer

unterm hollywood­zelt; sie marschierten mit Posaune, trom­
pete, handtrommel und akkordeon direkt in die zuschauer­
menge hinein. rudolstadt eben. 

ansonsten gab es keine Verspätungen an diesem Wochen­
ende. Die darf es auch gar nicht geben bei diesem mehr als 

www.nachdenkseiten.de
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eine besondere 
Ehrung von den 
„Vanaver Caravan“. 
Die zusammen mit 

tänzern und altem bildmaterial eine zeitreise durch Petes 
musikalischen Werdegang veranstalteten. „turn, turn, turn”, 
„We shall overcome”, „If I had a hammer”... ach ja … alles 
schon lange her, dann aber doch wieder so aktuell. 

etwas älter waren auch die musiker von Inna Da Yard aus 
Jamaika. Wahre reggae­Legenden erklommen da die große 
bühne im heine­Park. Cedric myton und Winston mcanuff In 
ließen aber in ihrem schweißtreibenden Konzert nie einen 
zweifel daran aufk ommen, dass reggae nach wie vor ein mu­
sikalischer Jungbrunnen ist. 

und der nachwuchs ließ sich nicht lang bitt en: mit einem fulmi­
nanten stagediver enterte Fredric boltes, Frontmann von „Par­
ti et“, die bühne. reggae aus schweden – das funkti oniert? aber 
klar doch. reggae und engagierte texte, das geht immer. und 
spätestens bei ihrer hymne „up ti  dans“ groovte der ganze Park. 

hatt e ich die Cowboy Junkies schon erwähnt? egal. es sind 

Kein Rudolstadt-Festi val 2020
auf beschluss von bund und Ländern kann das in 
diesem Jahr für den 2.–5. Juli. geplante
rudolstadt­Festi val, wie vorerst auch alle anderen 
großveran staltungen, leider nicht stattf  inden.

nicht die großen namen, die das Festi val ausmachen. Was 
rudolstadt so besonders macht, sind die vielen kleinen be­
gegnungen und Konzerte. Die zahlreichen straßenmusiker, 
die alle teil des Festi vals sind und die mit großem einsatz zu 
Werke gehen. Die Veranstalter und die vielen kleinen und 
großen helfer und helferinnen, die mit herzblut bei der sa­
che sind. 

und nicht zuletzt die vielen besucher und besucherinnen, 
die sich mit respekt und in freudiger erwartung begegnen. 
ein Publikum, das sich Jahr für Jahr auch selber feiert. Ja: In 
seinen besten momenten hat dieses Festi val eine gewisse 
Ähnlichkeit mit dem Vorhof zum Paradies. 
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Wolfgang Clement und Florian Gerster heißen zwei 
gestalten, die die arbeitspoliti k in Deutschland ordentlich 
umgekrempelt haben. beide waren sie in der sPD. 

Clement war von 2002 bis 2005 zugleich bundeswirt­
schaft s­ und bundesarbeitsminister, ein „superminister“, 
und besorgte den Feinschliff  an den hartz­reformen. heute 
ist er für den Leiharbeitskonzern adecco täti g, daneben übt 
er etliche Vorstands­ und beiratstäti gkeiten aus. 2008 hat er 
die sPD verlassen. Die Partei wollte ihn loswerden. er war 
als rWe­Funkti onär im hessischen Wahlkampf gegen die 

Thilo Sarrazin soll mal wieder die sPD verlassen. Jetzt 
wegen muslimen, rassismus und so. er beharrt auf seiner 
„meinungsfreiheit“. Diese Freiheit hatt e er sich auch mit sprü­
chen zu armut und hartz IV genommen. Vier euro am tag für 
essen wären mehr als genug, oft  esse er auch nicht teurer, 
sagte er dem Tagesspiegel im März 2008. Und wenn man bei 
15 oder 16 grad in der Wohnung friere, solle man einen Pul­
lover anziehen (rheinische Post, Juli 2008). zum mindestlohn 
sagte er: „Für fünf euro würde ich jederzeit arbeiten gehen.“ 
(Cicero, Juni 2008) 

Wer die tatsächliche arbeitsmoral und den mindestlohn 
von herrn sarrazin bei der bundesbahn oder der bun­
desbank studieren will, findet hinweise bei Wikipedia. 
aber lassen wir weiter den meister selbst sprechen: Der 
jährliche rentenanstieg sei unsinnig, die bundesregierung 
müsse die bürger darauf vorbereiten, dass die rente lang­
fristig auf das niveau der grundsicherung sinke. und: Die 
Politik müsse dafür sorgen, dass nur diejenigen Kinder be-

FDP – die neue Arbeiterpartei
sPD­Kandidati n andrea Ypsilanti  aufgetreten. Diese wollte 
aus der atomkraft nutzung aussteigen, das passte dem Kraft ­
werksbetreiber rWe nicht. 

Gerster sollte 2002 als Chef der Arbeitsverwaltung die 
hartz­regeln umsetzen. als erstes wurde die bundesan­
stalt für arbeit zur bundesagentur für arbeit. gerster wur­
de deren Manager, Vorstand mit entsprechender Gehalts-
verbesserung. Er kriegte sogar seinen eigenen Aufzug in 
der zentrale. Das Logo seiner neuen Firma ließ er aufpo­
lieren – allein der neue Entwurf kostete eine sechsstelli-
ge Summe –, dazu viele neue Firmenschilder und neues 
briefpapier. 

Der Florian musste nach zwei Jahren wieder gehen, weil seine 
ausschreibungen und seine Vergabe von auft rägen nicht als 
sauber galten. seitdem betäti gt er sich als Lobbyist, wie sein 
Patron Clement. er repräsenti ert den bereich der brief­ und 
Paketlogisti k, auch so eine branche, bei der wiederholt Kriti k 
an den Lohnverhältnissen geübt werden. und nun hat auch er 
die sPD verlassen.

Clement ist schon seit mehr als zehn Jahre öff entlich als 
unterstützer der FDP aufgetreten – ohne mitglied zu sein. 

zum Jahresanfang ist nun gerster vom FDP­Vorsitzenden 
Christi an Lindner als neues FDP­mitglied präsenti ert wor­
den, mit großem hallo. Für Facharbeiter sei in der sPD kein 
Platz mehr, meint Lindner. Die Partei der arbeiter wolle nun 
die FDP sein.

So soll sie es wohl werden. avo

Thilo und die Warmduscher
kommen, die damit fertig würden (beides stern, mai 2009). 
„Wir müssen bei der Familienpoliti k völlig umstellen, weg 
von geldleistungen, vor allem bei der unterschicht.“ (Lett re 
internati onal, Oktober 2009). Über einsparungen bei hartz 
IV hat der noch­sozialdemokrat auch nachgedacht: Kalt 

duschen spare geld und sei eh viel gesünder. „ein Warmdu­
scher ist noch nie weit gekommen im Leben.“ (Süddeutsche 
Zeitung, märz 2010). 

Übrigens, Sarrazin ist nicht der einzige Genosse, der so 
denkt. Nach unten treten und abwatschen von Arbeitslo-
sen oder anderen Armen konnte er sich gut abgucken von 
prominenteren Sozialdemokraten, die damit ihre führende 
Positi on gerechtf erti gt haben: gerhard schröder, Wolfgang 
Clement, Franz müntefering, Kurt beck usw. avo

„Armut ist keine Frage des Geldes, sondern der Einstellung“

(thilo sarrazin)
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(thilo sarrazin)

Kaum ein Tag vergeht, an dem wir nicht zu hören bekommen, was wir zur Rettung des Klimas alles tun 
können oder sollen: kein Plastik mehr, weniger Fleisch essen, nicht so viel wegwerfen, Bio-Lebensmit-
tel kaufen und nachhaltige Kleidung, weniger fliegen usw. Die Verbraucher und Verbraucherinnen – 
also wir alle – haben es in der Hand, unseren Planeten zu retten. Alles richtig. Aber reicht das? 

hier ein paar Fakten zum Thema Klimawandel, die 
nicht so oft genannt werden: Laut der Vereinten 
Nationen haben wir als Folge der klimatischen 
Veränderungen noch zirka 60 Ernten auf der 

Erde Zeit, bis es nichts mehr zu essen gibt. Jedenfalls Es-
sen, wie wir es kennen. Vorausgesetzt, wir lassen alles so 
laufen wie bisher. 

Um die drohende Nahrungsknappheit zu verhindern, 
müssten wir schon massiv gegensteuern. Und da ist die 
Frage berechti gt, ob der oben beschriebene beitrag jedes 
Einzelnen ausreichen kann. Oder handelt es sich nur um das 
Verabreichen von beruhigungspillen, die uns daran hindern 
können, weiter zu fragen, Verantwortliche zu benennen? 
Während im hintergrund vieles so weiterlaufen kann wie 
bisher. 

Ist privat besser als der Staat?

Aber andererseits: Sechzig Ernten das sind sechzig Jahre, und 
in der zeit werden wir vorher besti mmt neue technologien 
erfi nden, um das Klima zu rett en. Ja, diese anschauung vertre­
ten tatsächlich etliche Verfechter der freien marktwirtschaft . 

andere machen sich gedanken und wollen Lösungen – 
jetzt. Vergegenwärti gen wir uns an dieser stelle noch ein­
mal der Ursachen der drohenden Klimakatastrophe. Von 
seiten der Wissenschaft  wird neben anderen klimawirk­
samen Gasen hauptsächlich der vermehrte, menschen-
getriebene ausstoß des gases Kohlendioxid (CO2) für den 
Treibhauseffekt und die daraus resultierende Erderwär-
mung verantwortlich gemacht. In Deutschland hatt e CO2 
laut bundesumweltamt (uba) 2017 einen anteil an allen 
freigesetzten Klimagasen (907 millionen tonnen) von über 
80 Prozent (798 millionen tonnen). Ill
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Der Klimawandel und seine Ursachen
als einer der hauptverursacher gilt der Kraft fahrzeugver­

kehr. Verbrennungsmotoren schädigen mit ihrem CO2-Aus-
stoß das Klima, deshalb treiben Politi k und Industrie den 
umsti eg auf elektroautos voran. allerdings verschiebt das 
nur das Problem. Denn den tank des elektroautos füllt bis 
dato indirekt noch das Kohlekraft werk, jedenfalls solange 
nicht ausreichend durch Wind und sonne produzierter strom 
zur Verfügung steht. Von den emissionen bei der herstellung 
der Stromer ganz zu schweigen. Außerdem: Soviel Kobalt und 
Lithium für die batt erien gibt es weltweit gar nicht, um die 
Umrüstung auf Elektroautos technisch zu realisieren. 

aber tragen die autos überhaupt die hauptschuld an der 
Klimamisere? Immerhin waren sie in 2018 zu fast 20 Prozent 
an den CO2­emissionen in Deutschland beteiligt (in der eu 
25 Prozent). seit 1990 sind diese sogar etwas angesti egen. 
Und zu über 95 Prozent ist unser Straßenverkehr für diese 
schadstoff werte verantwortlich, so das Potsdam­Insti tut für 
Klimafolgenforschung. Die 1,125 milliarden Pkw weltweit 
(uba) sind jedenfalls überwiegend an den 6,6 gigatonnen 
aus dem Verkehrsbereich und diese mit 17,8 Prozent an den 
globalen 37,1 gigatonnen CO2 beteiligt, die 2017 in die atmo­
sphäre entlassen wurden. 

eine nähere betrachtung der ursachen für den weltweit 
steigenden CO2-Ausstoß bringt aber noch andere erstaun-
liche zahlen zu tage: Wesentlich daran beteiligt ist die bau­
industrie mit ihrer Produkti on von zement, ausgangsstoff  
für mörtel und beton. schätzungen zufolge verursacht die 
Zementherstellung acht Prozent des global freigesetzten 
CO2. zum Vergleich: Deutschlands anteil an der globalen 
CO2-Freisetzung beträgt 2,2 Prozent, die USA verursachen 
16 Prozent.

Oder der CO2­Fußabdruck der weltweiten texti lproduk­
ti on. sie gehört nicht nur zu den Industriebranchen mit der 
höchsten umweltverschmutzung, sie hat 2015 laut dem 
Fachmagazin Nature mit jährlich 1,2 Milliarden Tonnen CO2 
und anderen Klimagasen auch zur Erderwärmung beigetra-
gen. Das ist mehr, als der internati onale Flugverkehr und die 
seeschiff fahrt zusammen. allein die modeindustrie soll als 
teil der branche zu fünf Prozent für die globalen emissionen 
verantwortlich sein.

und auch das dürft e zu denken geben: nach berechnungen 
des nabu emitti  ert ein Kreuzfahrtschiff  durchschnitt lich an 
einem tag auf see rund 477 tonnen CO2 – so viel wie 83.678 
Pkw. Das entspricht in etwa so viel CO2, wie die gesamte 
autofl ott e der stadt Kiel an einem tag ausstößt.

Die ökologische ist auch eine soziale Frage
All das zeigt, dass wir an einer Verkehrswende nicht vor-

beikommen, um dem Klimawandel zu begegnen. Fragt sich 
nur wie. Denn selbst wenn der elektrische antrieb den Ver­
brennungsmotor ablöst: elektroautos sind in der anschaf­
fung teils erheblich teurer. Was wiederum zu einer spaltung 
in der gesellschaft  führen kann. Dort die besserverdienen­
den mit dem grünen Gewissen, hier die anderen mit ihren 
spritschluckern und ihrer schlechten öko­bilanz. 

Aktuelle Umfragen haben übrigens ergeben, dass zwei 
Dritt el der teilnehmenden bei der jungen Protestbewegung 
Fridays for Future der gehobenen Mit-
telschicht angehören. Das passt. Die 
anderen machen sich weniger Sorgen 
um die spätere zukunft , sondern mehr 
um das tägliche Überleben. 

Am Ende ist die Öko-Frage aber gar 
nicht von der sozialen Frage zu tren-
nen. Ein Umstand, den auch Greta 
thunberg erkannt hat. In dem buch 
„szenen aus dem herzen“ (Fischer Ver­
lag) empört sie sich über den schwe­
dischen Ministerpräsidenten, der bei 
der Klimafrage seinen Landsleuten ins 
gewissen redete: „er sagt das nur, da­
mit wir so weitermachen wie immer, denn wenn alle schuld 
sind, ist niemand schuld. Aber irgendjemand muss schuld 
sein, also sti mmt es nicht, was er sagt. es gibt doch nur ein 
paar hundert Firmen, die für den gesamten CO2-Ausstoß 
stehen. Und es gibt nur sehr wenige extrem reiche Män-
ner, die Tausende Milliarden dadurch verdient haben, den 
ganzen Planeten zu zerstören, obwohl ihnen die risiken be­
kannt waren. Also lügt der Ministerpräsident, genau wie alle 
anderen.“ und weiter: „nicht alle haben es uns eingebrockt, 
sondern nur ein paar wenige, und um den Planeten zu rett en, 
müssen wir den Kampf gegen sie und ihre Firmen und ihr 
geld aufnehmen und sie zur Verantwortung ziehen.“ 

Staatliches Handeln ist gefragt
Was also ist zu tun? zunächst einmal wäre es hilfreich, wenn 

die Politi k das heft  des handelns wieder in die hand nähme. 
Die neoliberale marktgläubigkeit muss überwunden werden. 

Was bleibt, ist 

die Hoff nung, 
dass sich 

endlich ein 

grundlegendes 

Umdenken 

durchsetzt
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Früher beispielsweise wurde ein gesundheitsschädlicher 
stoff  wie asbest einfach verboten. heute würde höchstens 
eine höhere steuer darauf erhoben. Oder eine Vereinbarung 
zwischen Produzenten und ministerium getroff en – auf frei­
williger basis, versteht sich. und dann könnten sich die Ver­
braucherinnen und Verbraucher ja selber entscheiden. 

so geht es nicht! Dies gilt auch für die Landwirtschaft . 
Alle freiwilligen Tierwohllabels bringen nichts, solange der 
staat weiter auf billigfl eisch setzt. Im vergangenen Jahr war 
Deutschland exportweltmeister beim schweinefl eisch, dazu 
hoch subventi oniert von der eu. mit allen schrecklichen und 
gesundheitlichen Konsequenzen für Mensch und Tier. 

Die Politi k muss handeln und die Vorgaben machen, die 
staatlichen behörden müssen sie umsetzen. eine art „grü­
ner zoll“ wäre etwa ein geeignetes Instrument. Wenn es an­
sagen gäbe, wie produziert werden müsste, wie Tiere gehal-
ten werden müssten, und dass sich lange Lieferwege negati v 
auf den endpreis auswirkten, dann wäre die Landwirtschaft  
vor Ort wieder konkurrenzfähig. Aber solange das neolibe-
rale glaubensbekenntnis von Politi kern und Lobbyisten be­
sti mmt, bleibt es schwer, sinnvolle und nachhalti ge Lösungen 
durchzusetzen. Denn gerade diese art Politi k hat die umwelt 
und die gesellschaft  in die schwierige Lage gebracht, in der sie 
sich schon lange befi ndet. Die schuldenbremse und das Dog­
ma „keine steuerhöhung“ setzen den staat da auf autopilot, 
wo muti ges umsteuern erforderlich wäre. 

Was bleibt, ist die hoff nung, dass sich endlich ein grund­
legendes Umdenken durchsetzt. Und es ein Aufwachen aus 
dem neoliberalen Wahn gibt. Die aufk lärung über zusam­
menhänge ist da ein wirksames mitt el. Frei nach Immanuel 
Kant: Die aufk lärung ist der austritt  des menschen aus der 
selbstverschuldeten unmündigkeit. Wir brauchen keine 
„marktkonforme Demokratie“ (angela merkel), sondern 
eine, die menschen- und naturkonform ist. noa
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Während anderswo in Deutschland der Krieg zu Ende ging, Matrosen und Soldaten 
meuterten, Arbeiterinnen und Arbeiter massenhaft streikten und die Republik ausgerufen 
wurde, blieb man in Münster den Ereignissen gegenüber größtenteils skeptisch. Dennoch 
drang die Novemberrevolution von 1918/1919 auch in die tiefschwarze Westfalenmetro-
pole vor. Nachfolgend die Fortsetzung des Artikels aus der vorigen Ausgabe.

S
o war die novemberrevoluti on nun auch nach mün­
ster gekommen. Der arbeiter­ und soldatenrat bil­
dete zwar eine offi  zielle minderheitsregierung, war 
jedoch innerhalb der Stadt stark isoliert.

Während der städtische arbeiter­ und sol­
datenrat in Münster selbst nur begrenzten Einfluss hat-

te, entkam die Stadt selbst ihrem Schicksal als Verwal-

tungsstadt auch während der revolutionswirren nicht. 
als hauptquartier des VII. armeekorps wurde münster am 
13. November 1918 auch zum Sitz des Generalsoldatenrates. 

Dieser war die zentrale Organisati on für alle soldatenräte im 
Wehrbezirk des VII. armeekorps, welches den größten teil 
Westf alens inklusive des ruhrgebietes sowie die niederrhei­
nischen gebiete und Lippe beinhaltete. In vielen dieser re­
gionen war der tatsächliche einfl uss der räte auch nicht viel 
größer als in münster, nur im ruhrgebiet gab es traditi onell 
eine starke Arbeiterbewegung.

Beide Seiten bewaff nen sich
Diese machtlosigkeit vieler räte führte vielerorts zu Frustra­

ti on bei ihren mitgliedern und anhängern. auf dem Kongress 
der arbeiter­ und soldatenräte in berlin im Dezember 1918 
radikalisierte sich die bewegung zusehends, man stellte sich ge­
gen die gemäßigte regierung in berlin, kündigte einen boykott  
sämtlicher Verfügungen von regierung, heeresleitung und ge­
neralkommando an, die nicht im „sinne der revoluti on“ waren. 

Auf der anderen Seite rückten gemäßigte Sozialdemokraten 

stärker mit anderen bürgerlichen Gruppen gegen Kommu-

nisten und usPD zusammen. Der generalsoldatenrat in mün­
ster forderte den abzug aller armeeeinheiten aus dem ruhr­
gebiet sowie eine schnelle Demobilisierung. man begann, 
bürger­ und zechenwehren aufzustellen und zu bewaff nen. 
In münster selbst fanden sich kaum Freiwillige für eine vom 
Arbeiter-und Soldatenrat organisierte Sicherheitswehr, wes-

halb man gruppen aus dem ruhrgebiet einsetzte.

Die aufstellung dieser „Freiwilligenverbände“ erwies sich 
allerdings als zweischneidiges schwert. nachdem die reichs­
regierung am 7. Januar 1919 die bildung solcher Verbände 
genehmigt hatt e, bildeten sich neben den erwähnten, den 
räten nahestehenden sicherheitswehren in ganz Deutsch­
land verstärkt Freikorps, in denen sich vor allem Gegner der 
revoluti on organisierten. bereits am folgenden tag wurde 
unter Führung des hauptmanns Franz Pfeff er von salomon 
das „Westfälische Freiwilligen­regiment“ aufgestellt. We­
nige tage später entstand aus studenten und Dozenten der 
Wilhelms­universität eine „akademische Volkswehr“, die sich 
ebenfalls gegen die räte konsti tuierte. Offi  ziell unterstanden 
diese Einheiten zunächst den Arbeiter- und Soldatenräten, 
ihre Loyalität war jedoch mehr als fraglich. 

Die Aufl ösung des Generalsoldatenrates
zusätzlich verabschiedete am 7. Februar die regierung in 

berlin einen beschluss, der die Wahlverfahren sowie die Kom­
petenzen der Arbeiter- und Soldatenräte regelte. Viele der 
radikaleren räte, unter ihnen der generalsoldatenrat in mün­
ster, lehnten diesen beschluss ab. man drohte mit general­
streik im ruhrgebiet sowie der verstärkten bewaff nung der 
eigenen Anhänger.

Für die gegner der revoluti on wurden sie so zum gefun­
denen Fressen. Am 11. Februar 1919 marschierte, auf Anwei-
sung des neuen generals des 7. armeekorps, das „Freikorps 
Lichtschlag“ in münster ein. Dieses Freikorps sollte sich nur 
kurze zeit später im ruhrgebiet den namen „Freikorps tot­
schlag“ verdienen, als es in mehreren städten auf streikende 
Arbeiter schoss und dabei eine unbekannte Anzahl von ihnen 
tötete oder schwer verletzte. 

In münster blieb es zum glück noch relati v friedlich, als das 
Korps, unterstützt von teilen des in münster stati onierten 
13. regiments („Dreizehner“) sowie der akademischen Volks­
wehr, den Generalsoldatenrat verhaftete und die kleine 

Die  Störung 

       provinzieller Ordnung
münster in der novemberrevoluti on von 1918/1919 – teil II
Von Erik Dahmen
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lokale sicherheitswehr entwaff nete. eilig aus dem ruhrge­
biet zur Unterstützung des Generalsoldatenrates angereiste 
einheiten wurden bereits am bahnhof abgefangen und ent­
waff net. auch sämtliche lokalen soldatenräte auf dem gebiet 
des 7. armeekorps wurden offi  ziell aufgelöst. Für kurze zeit 
herrschte wieder Ausnahmezustand in Münster, wichtige 
Knotenpunkte wurden militärisch besetzt und abgesperrt, 
telefon­ und telegrafenleitungen wurden unterbrochen. Die 
bürgerlich­konservati ve mehrheit in münster begrüßte diese 
Maßnahmen.

Rat gegen Bürgertum

Trotz dieser Entwicklungen blieb der lokale Münsteraner 
Arbeiterrat zunächst im Amt, er hatte jedoch weiterhin 
einiges von seiner ohnehin schon schwachen Autorität 
eingebüßt.

Wie politi sch isoliert der seit dem frühen austritt  der beiden 
christlichen gewerkschaft er sozialdemokrati sch dominierte 
Arbeiterrat in Münster tatsächlich war, wurde spätestens 
anfang 1919 klar. gleich drei Wahlen standen an: Die Wahl 
zur nati onalversammlung, zum 
preußischen Landtag, sowie zur 
Stadtverordnetenversamm-
lung. Wie erwartet erlangte 
die Zentrumspartei bei allen 
Wahlen die absolute mehr­
heit, 62 Prozent bei der Wahl 
zur nati onalversammlung, und 
38 von 60 Sitzen bei der Stadt-
verordnetenversammlung. Die 
sPD brachte es auf 14 Prozent 
bei der Wahl zur nationalver­
sammlung und auf acht Sitze 
in der Stadtverordnetenver-
sammlung.

Der arbeiterrat indes gab sei­
ne Machtposition noch nicht 
auf. Der Demokrati sierungspro­
zess sei noch nicht ab-
geschlossen, hieß es, 
außerdem wolle man 
die Entscheidung des 
rätekongresses am 
8. April abwarten. Auf 
ihm sollte entschieden 
werden, ob das System 
der räte in der Verfas­
sung der jungen re­
publik verankert wird 
oder nicht.

anfang 1919 klar. gleich drei Wahlen standen an: Die Wahl 

Dies sti eß auf heft igen Protest der oppositi onellen mehr­
heit. Vormals streng monarchisti sche abgeordnete und Jour­
nalisten warfen dem rat vor, undemokrati sch zu sein. Die 
Stadtverordnetenversammlung beschloss zwar, dem Arbei-
terrat die fi nanziellen mitt el zu entziehen, die zahlungen lie­
fen jedoch immerhin bis Ende Mai weiter. Priester predigten 
gegen sozialdemokrati e und säkularisierung, die zentrums­
nahe Presse sparte nicht mit Kriti k.

so versank der arbeiterrat zunehmend in der politi schen 
bedeutungslosigkeit. einige monate hielten seine mitglieder 
noch durch, obwohl der rat von vielen einfach ignoriert wur­
de. zu manchen stadtverordnetendebatt en wurde er nicht 
einmal mehr eingeladen. Am 24. Mai 1919 zogen die letzten 
verbliebenen drei Mitglieder die Konsequenzen und erklärten 
offi  ziell die aufl ösung des arbeiterrates.

Das Kapitel der revoluti on war damit in münster mehr oder 
weniger abgeschlossen. Es folgte eine weiterhin turbulente 
zeit voller politi scher Konfl ikte, hungeraufstände und wirt­
schaft licher Krisen. In münster jedoch hatt en sich die Vertre­
ter der alten Ordnung durchgesetzt.

Auf dem Rätekongresses sollte entschieden werden, 

ob das System der Räte in der Verfassung der jungen 

Republik verankert wird oder nicht.
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Illustrati onen: Agneta Becker
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CDU WILL WEITER SCHARF
SANKTIONIEREN
am 5. november 2019 hatt e das bundes­

verfassungsgericht enge Grenzen beim Sank-

ti onieren von hartz­IV­beziehenden gesetzt 
– zumindest im Vergleich zur bisherigen Pra-

xis (siehe SPERRE, Winter­ausgabe 2019). 
grundsätzlich seien sanktionen bis höch­
stens 30 Prozent erlaubt, so das höchste 
deutsche Gericht, aber es sei zu prüfen, ob 

die Kürzung eine besondere härte darstelle. 
Außerdem müsse die Kürzung gestoppt wer-

den, wenn die davon betroff enen ihr Verhal­
ten ändern. Dies ist die nun praktizierte 
rechtslage. 

einen vol ls tändigen Leis tungsentzug 
schloss das Urteil jedoch nicht ausdrücklich 

aus. bevor der bundestag nun das geltende 
recht dem richterspruch anpasst, kündigen 
Landesarbeitsminister der union aus nrW, 
bayern, baden­Württ emberg und mecklen­
burg­Vorpommern auch für die zukunft  eine 
harte haltung gegen arbeitslose an. „Wenn 
eine verweigerte Mitwirkung keine Folgen 
hat, läuft  das system leer“, beschreibt der ar­
beitsminister von nordrhein­Westf alen, Karl­
Josef Laumann (CDu), die Verhandlungslinie 
für die anstehende Neuregelung. 
hartz­IV­bezieher und ­beziehe­
rinnen sollten auch künft ig damit 
rechnen müssen, dass ihnen die 
Leistung komplett gestrichen 
wird.

ALTERSARMUT NOCH 
VIEL GRÖSSER ALS 
GEDACHT
Nur 62 Prozent der Seniorinnen 

und Senioren – oder hochge-
rechnet rund 625.000 Privat-
haushalte – nehmen die Grund-

sicherung, die ihnen zusteht, nicht in An-

spruch. Das heißt im umkehrschluss, dass 
von 100 berechtigten nur 38 die grundsi­
cherung beim sozialamt beantragen. Diese 
alarmierenden zahlen veröffentlichte jetzt 
das Deutsche Institut für Wirtschaftsfor­
schung (DIW). als wesentlicher grund für 
die fehlenden Anträge wird die Stigmatisie-

rung von staatlichen Fürsorgeleistungen ge-

nannt oder auch schlicht fehlende Informa­
tionen über den eigenen Leistungsan­
spruch.

Das Problem altersarmut ist also noch ein­
mal deutlich gravierender, als die offi  ziellen 
Zahlen ohnehin schon vermuten lassen. 

Würden alle anspruchsberechti gten einen 
Antrag stellen, so käme es zu Mehrausgaben 

in höhe von zwei milliarden euro. eigentlich 
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FÖRDERUNG DER ARBEITSLOSENZENTREN UND ERWERBSLOSENBERATUNGSSTELLEN IN NRW 
Aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds 

fördert die Landesregierung nrW seit vielen 
Jahren ein netz von beratungsstellen und ar­
beitslosenzentren, also off enen treff s für ar­
beitslose. Diese sollen unabhängig von den ar­
beitsämtern begegnungsmöglichkeiten und 
vertrauliche beratung finden. Das netz hat 
sich bewährt, es haben sich sehr kompetente 
angebote daraus entwickelt, die massenhaft  
angefragt werden, auch andere bundesländer 
lassen sich zum Nachahmen anregen. 

Die nordrhein­westf älischen Landespoliti ­
ker haben jedoch diese Förderung nie als eine 
regelförderung in den Landeshaushalt über­
nommen, es blieb fortgesetzt bei befristeten 
Projektf örderungen, abhängig von den ört­
lichen Machtverhältnissen. 
Die gelder wurden auch 
schon mal komplett ge-
stoppt, nachdem rot­grün 
die Landtagswahl 2005 ver­
loren hatte und der neue 
CDu­arbeitsminister Lau­
mann neue Spuren setzen 
wollte. Nach der folgenden 
Wahl kam die Förderung 
zurück, als rot­grün wie­
der ans regieren kam. 

nach dem erneuten re­
gierungswechsel in 2017 

bundesverfassungsgericht im Vorjahr über 
Sanktionen zu entscheiden hatte, lud es 
harald thomé von tacheles e.V. als experten 
ein. Es ist zu erwarten, dass Tacheles als Ar-
beitslosenzentrum künft ig nicht mehr geför­
dert wird. Tacheles hat sich seit vielen Jahren 
für ein bundesweites, niedrigschwelliges und 
unabhängiges Sozialberatungsnetz einge-
setzt, nicht nur für den beratungsbereich ar­
beitslosigkeit. Die notwendigkeit dazu be­
steht weiterhin.

Inhaltlich soll sich arbeitslosenarbeit eben­
falls verändern, nämlich ergänzt um die bera­
tung gegen miese arbeitsbedingungen. Die ta­
rifl iche bindung von betrieben und von arbeits­
kräft en ist seit Längerem auf dem rückzug. zu­
genommen hat die zahl von prekären beschäf­
tigungen, die den Lebensunterhalt kaum de­
cken oder mit großer Unsicherheit verbunden 
sind. Prekäre arbeit ist oft  nicht weit weg von 
arbeitslosigkeit. Insbesondere migranten sind 
davon betroff en, vielfach sogar arbeitskräft e 
aus osteuropäischen eu­Ländern. 

Landesarbeitsminister Laumann will nun, 
dass sich die Erwerbslosenberatungsstellen in 
diesem bereich engagieren. sie sollen men­
schen informieren, wo es oft  keine Informati ­
onen gibt. Der bedarf ist jedoch da. arbeits­
rechtliche stärkung kann unsere gesellschaft  
in jedem Fall gebrauchen!

und dem regierungswechsel zu schwarz­gelb 
steht nun wieder eine Änderung an. 

Zwar wird das Programm nicht komplett 
eingestampft , aber arbeitslosenzentren sol­
len nicht in einer unabhängigen Form weiter 
existi eren, sondern nur als teil oder als an­
hang einer mit Personalmitt eln geförderten 
beratungsstelle. Für münster ist eine fortge­
setzte Förderung vorstellbar. hier wird die 
cuba­arbeitslosenberatung gefördert und als 
arbeitslosenzentrum das maLta, räumlich und 
inhaltlich beide eng miteinander verbunden. 

An anderen Orten, beispielsweise in länd-
lichen regionen oder in städten mit größeren 
arbeitslosenzahlen, existi eren arbeitslosen­
zentren unabhängig von beratungsstellen. 

Manche machen inhaltlich 
sehr gute Arbeit, sind aber 
von den regionalen Förde­
rentscheidungen weit ent-
fernt – auch weil sie sehr 
unabhängig agieren. 

Das trifft insbesondere 
auf tacheles e.V. in Wup­
pertal zu. Tacheles hat sich 
bundesweit zur höchst­
qualifizierten Einrichtung 
für beratung und Fortbil­
dung solcher beratungs­
stellen entwickelt. Als das 

Foto: Agneta Becker

Illustrati on: Agneta Becker

Das MALTA Arbeitslosenzentrum
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gar nicht so viel Geld, wenn man bedenkt, 
wie viele zusätzliche Milliarden jetzt in den 
Verteidigungshaushalt gesteckt werden, 
nur um Donald trump zu beruhigen. Die 
bessere Alternative: das Geld für ein men-
schenwürdiges Leben statt für neue Kriege 
ausgeben. 

FRIDAYS FOR ALTERSARMUT
auch afD­ und nPD­anhänger haben nun 

den Freitag als akti onstag entdeckt. mögli­
cherweise ziehen sie sich freitags eine gelbe 
Weste an, damit das braune Fell darunter 
nicht zu sehen ist. neu ist „Fridays gegen al­
tersarmut“. es geht aber nicht wie bei „Fri­
days for hubraum“ um den Klimawandel. 
statt  der erderwärmung soll die rentenar­

mut bekämpft  werden, so sagen sie. afD und 
andere rechte Gruppen wollen die wachsen-
de altersarmut nutzen, um anhänger zu fi n­
den. Wer jedoch ins afD­Programm schaut, 
findet gerade das, was zum Ausbluten des 
rentensystems führt. so fordern sie die be­

grenzung von Sozialabgaben – diese sind je-
doch die grundlage für unsere renten. Die 
rechtspopulisten treten für eine ausschließ­
lich private Altersabsicherung ein. So hat der 
bundesvorsitzende Jörg meuthen 2018 vor­
geschlagen, das gesetzliche rentensystem 

ÄNDERUNGEN BEI ARBEIT UND 
SOZIALES IN 2020

1. Wohngeld 
Die einkommensobergrenzen und die 
höchst­mieten sind zum 1. Januar 2020 ge­
sti egen. münster beispielsweise liegt seit­
dem eine mietstufe höher. 
geschätzte 660.000 haushalte in Deutsch­
land können nun Wohngeld erhalten. Das 
sind 180.000 mehr, die bislang leicht mit 
ihrem Einkommen über der Grenze lagen. 
Neue Anträge lohnen sich jetzt.
Wer bislang schon Wohngeld erhält, be­
kommt 2020 meist mehr ausbezahlt. Auf 
dem Wohngeldrechner der bundesregie­
rung können sie ungefähr ermitt eln, ob und 
wieviel Wohngeld sie erhalten können:
https://www.bmi.bund.de/DE/themen/
bauen- wohnen/stadt-wohnen/wohnraumfoerde-
rung/wohngeld/wohngeldrechner-2020-arti kel.
html

2. Kinderzuschlag (KiZu)
Der Freibetrag beim elterneinkommen 
steigt um fünf Prozent. Die starre grenze beim 
höchst    einkommen entfällt. Kizu können 
auch Eltern erhalten, die vorher keinen Alg-
II­anspruch hatt en.
Im kleinen umfang gibt es eine Wahl 
zwischen einem restanspruch auf alg II und 
KiZu. 
genaueres kann Ihnen das Jobcenter be­
rechnen oder eine unabhängige beratungs­

stelle (zum beispiel im cuba an der achter­
mannstraße).

3. Unterhalt und Unterhaltsvorschuss 
Für Kinder getrennt lebender Eltern steigen 
Mindestunterhalt und Unterhaltsvorschuss 
in diesem Jahr je nach Altersstufe um 15 bis 
21 Euro.

4. Sozialversicherung
Arbeitslosengeld gibt es nach Versiche-
rungszeiten von zwölf monaten. Wer ar­
beitslosengeld beantragt, muss diese zwölf 
Monate ab 2020 innerhalb der letzten 30 
monate erarbeitet haben, anstatt  bislang 
in 24 Monaten. 
Für die Arbeitslosenversicherung sinkt der 
beitrag um 0,1 Prozent. 

Der volle beitrag für die Krankenversiche­
rung auf betriebsrenten wird erst ober­
halb eines Freibetrages (2020 ab 159,25 
euro) fällig. Für die genaue berechnung 
brauchen die Krankenkassen bis etwa 
mitt e des laufenden Jahres.

5. Mindestlohn
Der allgemeine mindestlohn steigt auf 
9,35 euro je stunde, für einzelne bran­
chen steigen ebenfalls die jeweiligen 
mindestlöhne. 
https://www.boeckler.de/pdf/ta_mindestlo-
ehne.pdf.

auszubildende im ersten Lehrjahr haben 
Anspruch auf mindestens 515 Euro Ausbil-
dungsgeld, für weitere Jahre entsprechend 
mehr.

6. Ausbildung in Teilzeit
Die Wahlmöglichkeit, eine ausbildung in 
teilzeit zu absolvieren, haben künft ig nicht 
nur erziehende oder pfl egende angehöri­
ge, sondern seit diesem Jahr alle, sofern 
sich auszubildende(r) und betrieb einig 
sind.

7. Infos für Selbstständige – 
 und diejenigen, die es werden wollen: 

Die Kleinunternehmensgrenze in der 
Umsatzsteuer steigt auf 22.000 Euro 
Umsatz

Für zwölf handwerksberufe ist die mei­
sterpfl icht wieder eingeführt worden.

„In Deutschland können nun 180.000 mehr 
Haushalte als bisher Wohngeld erhalten“

Anti -AFD-Demo auf dem Prinzipalmarkt
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Die umweltberatung ist während der 

Einschränkungen durch die Corona-

Pandemie bis mindestens Ende Mai 

nur telefonisch (nicht persönlich) 

zu den folgenden Zeiten erreichbar: 

mo 13­18 uhr & di­do 10­13 uhr.
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komplett  abzuschaff en zugunsten einer pri­
vaten Altersvorsorge. 

Die Krise der privaten altersvorsorge wird 
uns gerade vorgeführt. Lebensversicherungen 
oder riester­rente lohnen sich für die Versi­
cherten kaum, und wenn doch, dann durch 
den staatlichen zuschuss. Den nutzen ha­
ben nicht die alten, sondern allein die ban­
ken und Versicherungen. 

Weitere Infos unter: https://www.volksverpet-
zer.de/hintergrund/fridays-for-altersarmut/ 

LERNE KLAGEN, OHNE ZU LEIDEN 
Widersprüche und Klagen gegen ent­

scheidungen der deutschen Jobcenter loh-
nen sich oft. In der vorigen SPERRE berich-
teten wir, wie und was man tun kann, wenn 
ein Verwaltungsakt, also etwa ein be­
scheid, einem falsch vorkommt. Wider­
spruch und Klage sind solche möglich­
keiten. 

Jetzt wurden Zahlen über den Erfolg sol-
cher Einwände bekannt: 2019 haben die 
Jobcenter 606.000 Widersprüche abgear­

viele eine Klage am Sozialgericht eingelegt. 

Von den mehr als 103.000 abgearbeiteten 

Klagen endeten 2019 gut 41.000 Verfahren 

voll oder teilweise erfolgreich im Sinne der 

Klagenden. Die mehrzahl davon wurde durch 
Vergleich abgeschlossen, dann haben die 

Jobcenter einer Lösung ohne gerichtsurteil 
zugesti mmt. 

Quelle: http://www.o-ton-arbeitsmarkt.de/
newsletter/anhaltend-hohe-erfolgsquoten-bei-
widerspruechen-und-klagen-im-hartz-iv-syste-
muelle:

   _  n I C h t  s P e r r I g

 

	

beitet. Davon wurden mehr als ein Drittel 
ganz oder teilweise zugunsten der hartz­IV­
beziehenden entschieden. 

Waren diese mit einer ablehnung des Wi­
derspruchs nicht einverstanden, dann hatt en 



33

 n I C h t  s P e r r I g_ 

EINWEGFREIES MÜNSTER
Die Initiative „münster für mehrweg“ 

ist ein Zusammenschluss von Vertrete-
rinnen und Vertretern der Marktbeschi-
cker am Dom, des handels, der stadtver­
waltung und der Umweltverbände, de-
nen ein „mehr“ für die umwelt am her­
zen liegt.

Gemeinsam machen sie sich stark für 
nachhalti ge mehrweg­Lösungen in und für 
münster. Die Initiative möchte das be­
wusstsein für die Einsparung wertvoller 
ressourcen im alltag stärken und hand­
lungsimpulse für nachhalti ge und klima­
schonende Kaufentscheidungen geben. 
Einige Tipps dazu: 

zum beispiel beim einkaufen: bringen 
sie mehrwegtaschen und rücksäcke zum 
Einkaufen mit, statt Einwegtaschen und 
Einwegtüten zu nutzen.

zum beispiel beim essen und trinken: set­
zen Sie bewusst auf Mehrweggeschirr und 
besteck. bringen sie Ihren becher zum befül­
len mit oder beteiligen sich an den Pfand-
systemen für heißgetränke. Viele marktstän­
de bieten bereits die möglichkeit, mitge­
brachte Gefäße mit Fisch, Käse oder Suppe 
befüllen zu lassen. bringen sie einfach die 
passenden sauberen behälter und ihr mobi­
les Essbesteck mit. 

Einwegbecher und nicht essbare, aber als 
bio logisch abbaubar gekennzeichnete Ein-
weg-Produkte aus organischem Material 

(bambus, mais, zuckerrohr) sind out, weil 
diese Produkte alle nach einmaligem Ge-
brauch weggeworfen werden und in den 
restmüll wandern.

Die städtische Umweltberatung 

im CityShop, Salzstraße 21
Tel. (0251) 492 67 67

Die Umweltberatung ist während der 

Einschränkungen durch die Corona-

Pandemie bis mindestens Ende Mai nur 

telefonisch (nicht persönlich) zu den 

folgenden Zeiten erreichbar: 

mo 13-18 Uhr & di-do 10-13 Uhr.
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lar die Ausnahmeregelung für den Mindest-

lohn fehlte.
Bundesarbeitsgericht vom 18.09.2018 – 
Az. 9 AZR 162/18 (nach Mitt eilung des Gerichts)

FEIERTAGSVERGÜTUNG 
AUCH FÜR ZEITUNGSZUSTELLER 
BZW. -ZUSTELLERINNEN
ein(e) zeitungszusteller(in) hat auch dann 

Anspruch auf Arbeitslohn, wenn er oder sie 

wegen eines Feiertages keine Zeitung zu ver-

teilen hat. eine regelung im arbeitsvertrag 
ist ungülti g, wenn sie ihn üblicherweise im­
mer von montags bis samstags bezahlt und 

dann aber Feiertage ohne Zeitung und Arbeit 

von der bezahlung ausnimmt. gemäß dem 
entgeltf ortzahlungsgesetz hat der arbeitge­
ber für Arbeitszeit, die infolge eines gesetz-

lichen Feiertags ausfällt, das Arbeitsentgelt 

   _ a L L e s  W a s  r e C h t  I s t 

MINDESTLOHN: NACHFORDERUNG 
BIS ZU DREI JAHRE RÜCKWIRKEND 
MÖGLICH
Oft  sind arbeitsverträge so formuliert, dass be­

schäft igte einen nicht vollständig ausgezahlten 
Lohn nach beispielsweise drei monaten nicht 
mehr nachfordern können. Der gesetzliche min­
destlohn kann jedoch noch drei Jahre rückwir-
kend eingefordert werden, das steht im seit dem 
1. Januar 2015 geltenden Mindestlohngesetz. 
Ein seitdem abgeschlossener Arbeitsvertrag 
darf dies nicht ausschließen. Schließt dennoch 
eine Vertragsklausel allgemein ohne hinweis auf 
Einschränkungen wegen des Mindestlohnge-
setzes jede Nachforderung aus, dann ist sie un-

gülti g. Das gilt ebenso für Klauseln zu anderen 
Punkten, in denen es um den Verfall einer Forde-
rung eines beschäftigten geht. so konnte ein 
ehemaliger beschäft igter nachträglich für nicht 
genommenen Urlaub nachträglich eine Abgel-
tung erkämpfen, weil im Arbeitsvertragsformu-

Urteile

zu zahlen, das der oder die arbeit nehmer(in) oh­
ne den arbeitsausfall erhalten hätt e.

Bundesarbeitsgericht vom 16.10.2019 – 
5 AZR 352/18e (nach Mitteilung des Gerichts)

UMZUG NICHT ZU SPÄT GEMELDET
Wer arbeitslosengeld wegen der teilnahme 

an einer Umschulungsmaßnahme erhält, muss 
nicht in gleichem Maße erreichbar sein wie ein 
arbeitsloser im Leistungsbezug. Wechselt der 
umschüler oder die umschülerin die Wohnung 
und meldet er oder sie diesen Umzug erst ver-
spätet der Arbeitsagentur, dann darf diese 
nicht nachträglich das arbeitslosengeld aufh e­
ben und zurückfordern. Während der umschu­
lung oder Weiterbildung sind die teilneh­
menden fakti sch nicht arbeitslos und können 
sowieso nicht orts­ und zeitnah einem Vermitt ­
lungsangebot folgen. Darum sieht das bundes­
sozialgericht für sie nicht so strenge regeln der 
erreichbarkeit vor wie bei arbeitslosen bezie­
hern von Arbeitslosengeld, die nicht an einer 
bildungsmaßnahme teilnehmen.

Bundessozialgericht vom 10.12.2019 – 
B 11 AL 4/19 R (nach SoSi plus 2/2020)

WENN DIE RENTENVERSICHERUNG 
EINFACH NICHT ENTSCHEIDET
entscheidungen der rentenversicherung 

über eine Teilhabeleistung dauern oft uner-
träglich lang. ein handwerksmeister hatt e sich 
aus gesundheitlichen gründen berufl ich neu 
orienti eren müssen.

Die dafür zuständige rentenversicherung 
hatt e ihm grundsätzlich maßnahmen zur teil­
habe bewilligt, aber kein konkretes Angebot 
gemacht. er hatt e die Förderung eines It­studi­
ums beantragt. Die rentenversicherung rührte 
sich nicht, er hat daraufh in sein studium begon­
nen. Nachdem fast drei Monate seit dem An-
trag ins Land gegangen waren, lehnte die ren­
tenversicherung die Förderung ab. begrün­
dung: Der antragsteller sei dafür nicht geeig­
net. Der meister klagte dagegen und gewann.

Wer eine berufl iche teilhabeleistung bean­
tragt, hat laut Gesetz den Anspruch darauf, 
dass der zuständige Leistungsträger innerhalb 
von zwei Monaten entscheidet. Entscheidet 
dieser nicht oder erst später, dann kann sich der 
Antragsteller bzw. die Antragstellering darauf 
berufen, dass er bzw. sie die genehmigung fi kti v 
bekommen hat. zudem hatte die rentenver­
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sicherung nur die beantragte Maßnahme abge-
lehnt und immer noch keine andere Leistung po­
siti v entschieden. Der mann hat darum in die­
sem Fall den anspruch auf erstatt ung der von 
ihm schon vorfi nanzierten Leistung. Dazu gehört 
auch das Übergangsgeld, das ihm seinen Lebens­
unterhalt während des Studiums sichert. 

Landessozialgericht Baden-Württemberg vom 
17.12.2018 – L 8 R 4195/18 ER-B (nach SoSi plus 
8-9/2019)

LOHNNACHZAHLUNG KANN 
ELTERNGELD ERHÖHEN
Elterngeld soll das wegen eines neugebore-

nen Kindes ausgefallene Arbeitseinkommen 
teilweise ausgleichen. Maßgeblich ist das Er-
werbseinkommen in den zwölf monaten vor 
der geburt. Dabei wird seit 2012 darauf abge­
hoben, ob die Auszahlung des Einkommens 

a L L e s  W a s  r e C h t  I s t  _ 

rechtlich nicht als Lohn behandelt, so wird 
sie auch bei der anschließenden Mutter-
schaft  nicht als ausgefallenes erwerbsein­
kommen zur bemessung des elterngeldes 
herangezogen. 

Bundessozialgericht vom 27.06.2019 – 
B 10 EG 2/18 R (nach SoSi plus 8-9/2019)

ARBEITSLOSENGELD TROTZ 
ARBEITSUNFÄHIGKEIT
Voraussetzung für den antrag und den be­

zug von Arbeitslosengeld ist unter anderem, 
für die Vermitt lung in arbeit verfügbar zu sein. 
Die begriff e arbeitsunfähigkeit und Verfüg­
barkeit sind nicht deckungsgleich. Auch wer 
vom Arzt arbeitsunfähig geschrieben ist und 
von ihm eine au­bescheinigung ausgestellt 
bekommt, kann dennoch für die Vermitt lung 
zur Verfügung stehen. Denn die Feststellung 

der Arbeitsunfähigkeit 
bezieht sich auf die bis-
lang ausgeübte Arbeit 
und nicht auf mögliche 
andere, auch leidens-
gerechte Arbeitsfelder. 
Dies zu klären, dienen 
die Fragen in dem Ar-
beitslosengeldantrag.

Wenn der ärztliche 
Dienst der arbeits­
agentur feststellt, dass 
eine Arbeitnehmerin 
täglich sechs Stunden 
und mehr leichte und 
mittelschwere Arbei-
ten ausüben kann – un-

ter berücksichti gung ihrer einschränkungen –, 
dann ist sie objekti v verfügbar, selbst wenn ihr 
Arzt sie arbeitsunfähig geschrieben hat. Und 
subjekti v verfügbar ist sie, wenn sie im antrag 
auf arbeitslosengeld erklärt, im rahmen ihres 
Leistungsvermögens der Vermitt lung in arbeit 
zur Verfügung zu stehen.

Sozialgericht Landshut vom 04.05.2018 – 
S 16 AL 155/16 (nach info also 1/2020, S.37)

WER IST NACH DEM BEHINDERTEN-
RECHT „BLIND“?
Für blinde gibt es im behindertenrecht den 

gesonderten status „bl“. Das bundessozial­
gericht hat in einem neuen Urteil festgestellt, 

innerhalb dieser zwölf monate lag. zahlt ein 
arbeitgeber innerhalb dieser Frist von zwölf 
Monaten einen zwei Monate vorher erarbei-
teten Lohn nach, so wird auch dieser mit ein­
gerechnet und erhöht das elterngeld. 

Bundessozialgericht vom 27.06.2019 – 
B 10 EG 1/18 R (nach SoSi plus 8-9/2019)

LOHNNACHZAHLUNG KANN ELTERN-
GELD AUCH NICHT ERHÖHEN
Wird ein Lohnanspruch aus dem Vorjahr 

mit gehöriger Verspätung nachgezahlt, dann 
kann es in der Lohnsteuer nicht als laufender 
Lohn, sondern nur als sonsti ger bezug behan­
delt werden. Wird die nachzahlung steuer­
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Urteile
dass nur bei einer Schädigung der Augen oder 
des sehnervs von blindheit im behinderungs­
rechtlichen Sinn gesprochen werden kann. 
Werden dagegen wegen einer schädigung des 
gehirns optische reize nicht aufgenommen 
und verarbeitet, dann kann der oder die betrof­
fene vielleicht keine Sonne sehen, aber es liegt 
keine blindheit im rechtlichen sinn vor. Damit 
entf allen auch das Kennzeichen „bl“ und die da­
mit verbundenen besonderen Nachteilsaus-
gleiche für blinde.

Bundessozialgericht vom 24.10.2019 – 
B 9 SB 1/18R (nach SoSi plus 1/2020)

LEKTORIN HAT ANSPRUCH AUF 
KÜNSTLERSOZIALVERSICHERUNG
Wer als Lektorin und Übersetzerin selbststän­

dig publizisti sch täti g ist, hat anspruch auf so­
zialversicherung in der Künstlersozialkasse.

Künstlerisch-kreative Originalität muss bei 
der täti gkeit von Publizisten nicht im Vorder­
grund stehen. In der gründungsphase der er­
sten drei Jahre gilt die mindesteinkommenshö­
he von 3900 Euro der künstlerisch/publizis-
ti schen erwerbstäti gkeit ebenfalls noch nicht. 

Bundessozialgericht vom 04.06.2019 – 
B 3 KS 2/18 R (nach SoSi plus 8-9/2019)

JOBCENTER KANN MIETE FÜR ZWEI 
WOHNUNGEN ÜBERNEHMEN
bei einem umzug kann es vorkommen, dass 

für einen Übergangsmonat miete in zwei Woh­

nungen anfällt. hat das Jobcenter dem umzug 
in die neue Wohnung zugesti mmt und hält der 
oder die mieter(in) den für renovierung not­
wendigen zeitraum so kurz wie möglich, dann 
muss das Jobcenter für diesen zeitraum (im 
streitfall ein monat) miet­
kosten für die alte und die 
neue Wohnung erstatt en.

Bundessozialgericht vom 

30.10.2019 – B 14 AS 2/19 R 
(nach SoSi plus 1/2020)

HAUSMEISTER-
NOTDIENST MUSS 
NICHT VOM MIETER 
BEZAHLT WERDEN
Der bundesgerichtshof 

(bgh) in Karlsruhe hat am 
18.12.2019 entschieden, 
dass es sich bei einer Not-
dienstpauschale vom haus­
meister um Verwaltungskosten handelt, die 
der Vermieter oder die Vermieterin zu tragen 
hat. 

zu der Prozessfolge bis zum bgh kam es ur­
sprünglich durch eine Auseinandersetzung 
zwischen mietern und Vermieter in einem ber­
liner Wohnhaus. Der hausmeister hatt e eine 
rechnung über 1200 euro gestellt für eventu­
elle noteinsätze, wie zum beispiel Wasserrohr­
bruch oder heizungsschäden. Die mieter wei­
gerten sich, ihren Anteil, der in etwa 100 Euro 
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entsprach, zu zahlen. Der Vermieter verklagte 
den Mieter im Anschluss – ohne Erfolg.

In vorherigen rechtsprechungen war zwar 
die auff assung vertreten worden, dass es sich 
bei solchen Kosten um umlagefähige betriebs­
kosten handelt. Schließlich liege eine Not-
dienstbereitschaft  im Interesse des mieters 
und würde auch nicht die üblichen geschäft s­
zeiten betreff en, hieß es damals. Die obersten 
zivilrichter des bgh haben aber im Dezember 
anders entschieden, denn die überwiegenden 

Achtung: 

Geänderte Zeiten 

während der 

Corona-Krise. 

Bitt e rufen Sie 

uns an.
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Urteile
Kosten, so die richter, entstünden durch „all­
gemeine Kontroll­ und Überwachungstäti g­
keiten“ wie zum beispiel die Kontrolle der 
schlösser oder reinigung und beaufsichti­
gung des treppenhauses. Die Kosten seien 
aus dem grund keine betriebs­, sondern Ver­
waltungskosten, die der Vermieter selbst tra-
gen müsse.

Bundesgerichtshof vom 18.12.2019 – 
Az. VIII ZR 62/19

ERHÖHUNG DER MIETE TROTZ 
FALSCHANGABE UNTER UMSTÄNDEN 
ZUMUTBAR

Der bundesgerichtshof (bgh) in Karlsruhe 
hat am 11. Dezember 2019 entschieden, dass 
ein mieter an eine mieterhöhung gebunden 
sein kann, obwohl die größe nicht der angabe 
entspricht, die der Vermieter zugrunde gelegt 
hat. Im umkehrschluss heißt das: eine erhö­
hung der miete ist trotz falscher rechengrund­
lage zumutbar, solange diese im rahmen der 
Vergleichsmiete bleibt.

ein mieter in Dresden hatt e jahrelang mieter­
höhungen erhalten, die sich auf die Quadrat­
meterzahl seiner Wohnung bezogen. Doch der 
Mieter bekam sein zu viel gezahltes Geld trotz-
dem nicht zurück, denn die Wohnung lag laut 
bgh immer noch im Preisrahmen.

Der mieter aus Dresden hatt e in diesem Fall 
vier mieterhöhungen akzepti ert, bis er anfi ng, 
an den beträgen zu zweifeln. ein sachverstän­
diger stellte später fest, dass die Wohnung nur 
gut 102 Quadratmeter groß war und damit 
kleiner als im mietvertrag angegeben. Darauf­
hin forderte der mieter eine rückzahlung von 
6000 euro. Doch auch unter der berücksichti ­
gung der tatsächlichen größe entschieden die 
richter gegen den mieter, da die Quadratme­
termiete der Wohnung noch unter der des 
durchschnitt lichen Wertes in Dresden liege.

Bundesgerichtshof vom 11.12.2019 – 
Az. VIII ZR 234/18
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Leserbrief

Große Gratulati on zu Ihrem Arti kel „Balko Klatt mor sucht 
gute Arbeit“ in der SPERRE, Ausgabe Winter 2019/2020!
Das ganze elend eines (der vielen) betroff enen haben sie in scharfer zeitabfolge 
unerbitt lich klar abgehandelt. und die – vorsichti g gesagt – schwäche der 
Insti tuti onen ebenfalls.
und meine erfahrung aus fünf und mehr Jahren ehrenamtlicher arbeit könnte 
mit Ihren erfahrungen zusammen quasi eine „serie“ ergeben.
Ich denke, dass sie es absichtlich unterlassen haben, stellung nehmende wie 
etwa emoti onale adjekti ve, substanti ve etc. zu verwenden.
Dazu muss ich sagen, dass – ich nenne sie mal „fl üchtlingsferne“ – Leser die 
existenti elle Wucht des von Ihnen beschriebenen mahlwerks nicht in ihrer 
menschenzerstörenden gewalt erspüren; die erlebens­ und Leidensdimensionen 
fehlen, wohl absichtlich, in Ihrem text.
nach meinen erfahrungen ist die ahnungslosigkeit von besagten fl üchtlingsfer­
nen menschen bodenlos: sowohl was (unter anderem) behördliche Verfahrens­
weisen als auch die auswirkungen bei den betroff enen anbelangt. Das ist auch 
verständlich; wer bringt schon diese schicksale an die öff entlichkeit? Von daher 
entwickelt sich da auch weder nachempfi nden noch handlungsimpuls oder wie 
immer man das nennen will.
Ihr text ist ein signal. allemal. und ich danke Ihnen dafür!
Liz Echelmeyer

Bonpfl icht gilt erst mal nur für 
kleine Brötchen
Einzelhandel ist nicht gleich Außenhandel

B
ei jedem morgendlichen brötchenkauf und bei jeder tüte Kartoff eln auf dem 
Wochenmarkt muss die Verkäuferin seit Jahresanfang einen bon ausdrucken 
und aushändigen. Das bäckereihandwerk macht etwa 13 milliarden euro 

umsatz im Jahr; auf deutschen Wochenmärkten werden 1,4 milliarden im Jahr um­
gesetzt. Das sind echte batzen. Da muss das Finanzamt natürlich einen genauen blick 
drauf werfen, damit bei den Abrechnungen nicht gemogelt wird. 
ganz anders bei unserem lächerlich kleinen außenhandel. beim handel der eu­staa­
ten untereinander muss die Summe der Exporte genauso groß sein wie die Summe 
der Importe, schließlich kann ja dabei nichts verloren gehen. eigentlich. aber irgend­
wie geht die rechnung nie auf. Da sind 2018 zwischen den eu­staaten doch glatt  
Waren für 307 milliarden euro mehr exporti ert worden als importi ert. In den Jahren 
vorher auch schon. Woran kann das liegen? nun, auf exporte muss der exporteur kei­
ne umsatzsteuer bezahlen, das soll der Importeur im Importland tun. Wenn es beide 
nicht tun, wird eine Menge Umsatzsteuer nicht bezahlt. Auf 30 bis 60 Milliarden Euro 
schätzen Wirtschaft sforscher vom Kieler Weltwirtschaft sinsti tut und vom ifo­Insti tut 
in münchen den steuerausfall. beim eu­internen außenhandel beträgt der deutsche 
Anteil etwa 20 Prozent. 
„so‘n mist, verzählt“, sagt sich der Fi­
nanzminister. „halten wir uns erst mal 
an die kleinen brötchen, sollen die mal 
ihre umsätze genau nachweisen. beim 
Export wollen wir mal nicht so pingelig 
sein.“ Vielleicht sollten die bäcker und 
marktstände ihre brötchen und Fische 
als exporte anmelden, das könnte ge­
gen die bonpfl icht helfen. Avo
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